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 Verbindliche Festsetzungen gemäß BauGB und BauNVO   
 

Abgrenzungen und räumlicher Geltungsbereich: siehe Festsetzungen durch Plan-
zeichen am Planteil.  

Die textlichen Festsetzungen sind in der Endfassung wie die Erläuterung der 
Festsetzungen durch Planzeichen ab dem Entwurf am Planteil der Bauleitplanung 
zu finden.  

Anmerkung: Hier im Vorentwurf genannte Werte sind noch nicht endgültig und 
können sich im weiteren Verfahren ändern.  
 

    

Festsetzungen durch Planzeichen  
     

 
  
 

 
    

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans   

 
 

  

 
 

    

Art der baulichen Nutzung: Flächen für den Gemeinbedarf: Feuerwehr  

 
 

    

 
Erläuterungen zur Nutzungsschablone:  
      

siehe Punkt 1.1 und folgende Festsetzungen 
     

:  Zweckbestimmung Feuerwehrhaus  
– siehe bei 1.1  
     

o:  Bauweise – siehe unten bei 1.2   
     

0,50: GRZ – siehe bei 1.4 
     

WH: Wandhöhe – siehe bei 1.4  
   
 

 

 
 

        
Baugrenze (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 3 BauNVO) 
  

 Siehe hierzu die Festsetzungen bei 1.3.   
   
 

    

       
Elektrizität (Trafostation … - Lage nicht festgesetzt)  
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Grünflächen  
    

 
    

Öffentliche Grünfläche / Straßenbegleitgrün  
    

 
 

    

Grünfläche  
    

 
 
 

Anzupflanzende bzw. zu erhaltende Bäume, Sträucher und sonstige 
Bepflanzungen  

  

  

Pflanzung einer Hecke*, aus heimischen, standortgerechten Arten, 
mit Saum, mindestens 3 m breit     

 
 

  

Anzupflanzende Bäume*: Von den in der Planzeichnung dar-
gestellten Baumstandorten kann im Einzelfall abgewichen werden.   

*: Arten und Sorten siehe unten. - siehe hierzu die Festsetzungen ab 1.19  
 

 

Hinweis: Im Planteil dargestellte Gebäude, bestehende Nutzungen und Struk-
turen (bestehende Straßenränder, Böschungen, Bestandsgehölze … kartierte Bio-
tope) sind keine Festsetzungen, sondern Hinweise bzw. nachrichtliche Über-
nahmen (siehe auch unten bei Sonstige Planzeichen).  
 

    
Text l iche Festsetzungen   

         

 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  
 

Die Art der baulichen Nutzung wird als Gemeinbedarfsfläche 
mit der Zweckbestimmung Feuerwehr festgesetzt.  
               
Innerhalb dieser Fläche sind zulässig:  
Gebäude, Anlagen und Einrichtungen, die der Unterbringung 
der Feuerwehr dienen, wie z.B. Feuerwehrgerätehaus, ein-
schließlich der erforderlichen Nebenräume wie Schulungs-
räume, Abstell-, Lager-und Technikräume sowie Sanitär-
einrichtungen (auch für den Friedhof), Übungs- und Stellplatz-
flächen, die sonstigen erforderlichen und der Hauptnutzung 
dienenden Nebenanlagen.  

Südlich dieser Gemeinbedarfsfläche wird eine Fläche für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) festgesetzt 
(Ausgleichsfläche). 

Begründung:   

Erfüllung der Be‐

dürfnisse der 

örtlichen Feuer‐

wehr im Hinblick 

auf Platzbedarf 

und Unfallver‐

hütungsvor‐

schriften.  
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 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)  

Offene Bauweise nach § 22 Abs. 1 
BauNVO: Zulässig sind Gebäude 
mit seitlichem Grenzabstand bis 
zu einer Länge von 50 m. 

Begründung:  Es soll ein den aktuellen Ansprüchen 

hinsichtlich Platzbedarf und Unfallverhütungs‐

vorschriften entsprechendes Feuerwehrgerätehaus 

errichtet werden können.  

 

 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)  

1.3.1 Baugrenzen und Abstandsflächen  

Eine Bebauung der Grundstücke 
ist nur innerhalb der 
Baugrenzen zulässig. 
          

Wärmepumpen sind nur mit 
einem Mindest-Grenzabstand 
von 3 Metern zulässig (Hinweise 
zum Schallschutz beachten) 
und (Hinweis) sollten so an-
geordnet werden, dass eine 
Belästigung der Friedhofs-
besucher ausgeschlossen wird.  

Begründung:  Die Festsetzung von Baugrenzen dienen 

dem Schutz des Landschafts‐ und Ortsbildes. Die Fest‐

setzungen zu den Mindest‐Grenzabständen von Wärme‐

pumpen haben nachbarschützende Funktion.  

Hiinweis:  Der öffentliche Verkehrsraum soll funktions‐

fähig gehalten werden:  Die Aufstellflächen (Rückstau‐

raum) zwischen Gebäude und den öffentlichen Verkehrs‐

flächen sollen ausreichend groß sein, um Verkehrs‐

behinderungen zu verhindern. Dies wird aber schon im 

Zuge der Planung der Feuerwehrflächen gewährleistet, 

schon um den reibungslosen Ablauf von Einsätzen zu 

gewährleisten.  

 
 

 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  

1.4.1 Grundflächenzahl und Geschossflächenzahl (§ 17 BauNVO)  

Festsetzt wird eine 
 
maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) von:   0,5  
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1.4.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 und § 18 BauNVO) und maximale Wand‐
höhe von Hauptgebäuden  

Die Wandhöhe ist das Maß von der Bezugs-
höhe bis zum Schnittpunkt der Außenwand 
mit der Dachhaut oder bis zum oberen Ab-
schluss der Wand.  

Die maximale Wandhöhe an den 
Traufseiten beträgt 6,00 m. 
      

Die Bezugshöhe ist die Höhe der Straßen-
oberkante, gemessen von der Straße im 
rechten Winkel zur Gebäudemitte (siehe 
Grafik rechts). Es ist die Gemeindever-
bindungsstraße (Betzenriedweg) heranzu-
ziehen, von der aus das Baugrundstück 
erschlossen wird.  

Die maximal zulässige Höhe baulicher 
Anlagen beträgt 10 m (zum Beispiel 
„Firsthöhe“ oder „Gesamthöhe“); 
jeweils gemessen als der Höhenunterschied 
zwischen der Höhe der Straßenoberkante 
(Randstein = Bezugshöhe) und dem Dach-
first.  
 

Eine Überschreitung der zulässigen Bau-
körperhöhen für technisch erforderliche, 
untergeordnete Bauteile (z.B. für Schorn-
steine, Antennen, Masten, technische Auf-
bauten für Aufzüge) um bis zu 1,0 Meter ist 
zugelassen. 

 

Abbildung 1:  Höhen baulicher Anlagen, Bezugs‐
höhe (beispielhafte Begriffserklärung)   

.  

 

 Begründung:  Zum Schutz des Orts‐ und Landschaftsbildes ist eine Begrenzung der zulässigen 

Höhen / Firsthöhen von Gebäuden / baulichen Anlagen als Obergrenze sinnvoll (weitere Ein‐

schränkungen erfolgen durch die übrigen Festsetzungen).   

Festsetzungen zu Abständen, maximalen Höhen usw. dienen in erster Linie dem Schutz des 

Landschafts‐ und Ortsbildes (Vermeidung von Eingriffen).  
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 Dächer, Photovoltaik‐ und Solaranlagen  
 

Als zulässige Dachform werden symmetrische Satteldächer 
mit einer Dachneigung von 18-30°  festgesetzt.  

Dacheindeckungen sind mit Dachziegeln oder 
Betondachsteinen in den Farben rot - rotbraun auszuführen.

Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind unzulässig. 

Auf mindestens 20 % der gesamten Dachflächen hat 
zwingend eine Solarnutzung (Photovoltaik …) zu erfolgen.  
Photovoltaik- und andere Solaranlagen sind zulässig, 
wenn sie in gleicher Neigung wie das unterliegende Dach 
ausgeführt werden; aufgeständerte Anlagen in ab-
weichenden Neigungswinkeln sind unzulässig.  
    
Dachüberstände an der Traufe sind bis maximal 1,50 m,  
am Ortgang bis maximal 0,30 m möglich.  
     
Die Dachform und -neigung von Nebengebäuden und 
Nebenanlagen sind entsprechend dem Hauptgebäude 
auszuführen. Zusätzlich, unabhängig von der Form des 
Hauptgebäudes, sind auf untergeordneten Nebengebäuden 
und Nebenanlagen auch Pultdächer bis max. 5° und 
begrünte Flachdächer zulässig. 

Technisch erforderliche, untergeordnete Bauteile (z.B. für 
Schornsteine, Antennen, Masten, technische Aufbauten für 
Aufzüge) sind - wie oben bei 1.4.2 festgesetzt - zugelassen. 

Begründung:  

Diese Festsetzungen 

dienen in erster Linie 

dem Schutz des Land‐

schafts‐ und Orts‐

bildes, bzw. der Förde‐

rung regenerativer 

Energiequellen.  
       

Hinweis: 

Eine Solarnutzung für die 

Stromerzeugung ist 

seitens der Planer und 

des Bauherrn bereits 

vorgesehen. Grund‐

sätzlich ist eine ver‐

bindliche Festsetzung 

(die zum Beispiel in 

Zukunft geänderte 

technische Möglichkeiten 

nicht berücksichtigen 

kann), problematischer 

als finanzielle Anreize 

über Wasser‐, Abwasser‐ 

und Strompreise um das 

Ziel zu erreichen.  

 

 Hauptfirstrichtungen  

Die Hauptfirstrichtung muss parallel zu mindestens einer Parzellengrenze aus-
gerichtet sein. Bei Dächern ohne First ist die Trauflinie parallel zu mindestens 
einer Parzellengrenze auszurichten.  
 

 Fassadengestaltung, Putzart und Wandfarbe  

Außenwände sind mit Glatt- oder Rauhputz in gedeckten Farben und Holzver-
kleidungen zulässig.  

Nicht zulässig sind Fassadenverkleidungen aus Metallelementen, Kunststoff- oder 
Faserbetonplatten.  

Farbgebung: Weiß, helle oder erdfarbene Farben, keine grellen Farben.  

 Zur Begründung: Die Festsetzungen oben und im Folgenden dienen im Wesentlichen dem Schutz 

des Orts‐ und Landschaftsbildes.   
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Hinweis: Kräftige, dunkle Farben können im Sommer zu einer beträchtlichen Aufheizung des 

Gebäudes führen. Dies sollte bei der Planung berücksichtigt werden.  

 

 Nebenanlagen und Stellplätze  

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und offene Stellplätze sind auch 
außerhalb der Baugrenzen, jedoch nicht in den zu begrünenden Grundstücks-
flächen zulässig.  

Flächen für offene Stellplätze sind wasserdurchlässig (Schotterrasen, breitfugiges 
Pflaster, Rasengitter, wassergebundene Decke, etc.) zu gestalten. 
 

 Oberboden / Bodenschutz / Altlasten  

Zum Schutz des Mutterbodens und für alle an-
fallenden Erdarbeiten sind die Regeln der Technik / 
die entsprechenden Normen, welche Anleitung zum 
sachgemäßen Umgang und zur rechtskonformen 
Verwertung des Bodenmaterials geben, zu beachten.  

Begründung:  

Die Festsetzungen (links und 

unten) dienen dem Schutz von 

Boden und Bodenfunktionen  

Oberboden, der bei allen baulichen Maßnahmen oder sonstigen Veränderungen 
der Oberfläche anfällt, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten, vor Vernichtung 
oder Vergeudung zu schützen und fachgerecht in maximal 2,00 m hohen Mieten 
zwischen zu lagern. Bei einer beabsichtigten Lagerungsdauer von über 
3 Monaten sind die Oberboden- und Unterbodenmieten, die für Vegetations-
zwecke vorgesehen sind, nach Ausbau mit tiefwurzelnden, winterharten und 
stark wasserzehrenden Pflanzen zu begrünen (zur Vermeidung von Qualitäts-
verlust und zur Erosionsminderung). Auch sonstige Beeinträchtigungen des 
Bodens, wie Bodenverdichtungen oder Bodenverunreinigungen, sind zu ver-
meiden.   

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden (§ 1 a 
Abs. 2 BauGB). Dazu wird empfohlen, dass Flächen, die als Grünfläche oder zur 
gärtnerischen Nutzung vorgesehen sind, nicht befahren werden. Der gewachsene 
Bodenaufbau ist überall dort zu erhalten, wo keine baulichen Anlagen errichtet 
und auch sonst keine nutzungsbedingte Überprägung der Oberfläche geplant 
bzw. erforderlich ist.   

Bodenaushubmaterial soll möglichst direkt im Baugebiet wieder eingesetzt 
werden. Bei Aufschüttungen mit Materialien sowie Abgrabungen sind die bau-, 
bodenschutz- und abfallrechtlichen Vorgaben einzuhalten. Überschüssiger Boden-
aushub ist auf den Grundstücken flächig zu verteilen. Eine Verbringung und 
Verwertung von Mutterboden außerhalb des Erschließungsgebietes ist nur in Ab-
stimmung mit der planenden Kommune zulässig.   
Des Weiteren ist die Bodenversiegelung auf das unbedingt notwendige Maß zu 
beschränken (siehe 1.11). 
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Ein umweltfreundliches Bodenmanagement mit minimalem Verkehrsaufkommen 
ist anzustreben.  

Anfallende Abfälle sind zu sammeln und der Wiederverwertung zuzuführen oder 
ordnungsgemäß zu entsorgen. Bei der Abfallbewirtschaftung sind gemäß Abfall-
hierarchie Maßnahmen in folgender Rangfolge umzusetzen: Abfallvermeidung vor 
Vorbereitung zur Wiederverwendung vor Recycling vor sonstiger Verwertung 
(energetische Verwendung und Verfüllung) vor Beseitigung.  

Generell gilt: Sollten bei Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des 
Bodens festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Alt-
last hindeuten, ist unverzüglich das Landratsamt zu benachrichtigen (Mitteilungs-
pflicht gem. Art. 1 BayBodSchG). Der Aushub ist zum Beispiel in dichten Con-
tainern mit Abdeckung zwischenzulagern bzw. die Aushubmaßnahme ist zu 
unterbrechen, bis der Entsorgungsweg des Materials geklärt ist.  

Gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen durch Verrichtungen auf 
den betroffenen Flächen sind Vorsorgemaßnahmen zu treffen.  
 

 Gestaltung des Geländes  
Das natürliche Landschaftsrelief ist zu erhalten. Das Gelände soll in seinem 
natürlichen Verlauf möglichst nicht verändert werden. Aufschüttungen, Terras-
sierungen oder Abgrabungen sind - wenn diese sich in das natürliche Gelände 
einfügen - zulässig bis zu einer Höhe von maximal 1,00 m, bezogen auf das 
natürliche Gelände.  

An den Grenzen zu den angrenzenden Flurstücken außerhalb des Geltungs-
bereichs ist das natürliche Gelände einzuhalten. Die entstehenden Böschungen 
sind in das natürliche Gelände einzufügen und zu bepflanzen. Der Böschungs-
winkel darf eine maximale Neigung von 1:1,5 aufweisen.  

Stützmauern aus Naturstein mit Vorpflanzung sind bis zu einer Höhe von 1,00 m 
zulässig. Die Böschungswurzel bzw. die Mauer muss einen Abstand von 
mindestens 1 m zur Grundstücksgrenze einhalten.  

Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, dass kein Oberflächenwasser 
auf Nachbargrundstücke abgeleitet wird.  

Bei Aufschüttungen mit Materialien und bei Abgrabungen sind die bodenschutz-
rechtlichen und / oder abfallrechtlichen Vorgaben einzuhalten. 
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 Oberflächenwasser, Versiegelung  
     

Den Vorgaben von Art. 7 BayBO (Bayerische Bauordnung) ist nachzukommen:   
„ … Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbauten 
Flächen der bebauten Grundstücke sind … wasseraufnahmefähig zu belassen 
oder herzustellen und …  zu begrünen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die 
Erfordernisse einer anderen zulässigen Verwendung der Flächen entgegen-
stehen …“. 

Fußwege, wenig befahrene Fahrspuren und Stellplätze 
sind nur im unbedingt notwendigen Umfang zu 
befestigen. Hierfür sind versickerungsfähige Beläge 
zu verwenden (zum Beispiel Rasengittersteine, Natur- 
und Betonsteinpflaster mit Rasenfugen, wasser-
gebundene Decken, Schotterrasen oder Fahrspuren mit 
durchlässigen Zwischenräumen). 

Unverschmutztes Dachwasser muss, sofern es nicht 
wieder genutzt wird, weitestgehend breitflächig unter 
Nutzung der belebten Bodenzone versickert werden. Die 
Verwendung von Regenwasserzisternen für Brauch-
wasser und zur Bewässerung von Pflanzflächen ist zu-
gelassen (und wird dringend empfohlen).   

Begründung:  

Die Festsetzungen zu 

diesem Punkt (oben und 

links) dienen dem Schutz 

von Boden und Boden‐

funktionen (BayBO … Vor‐

gaben der Naturschutz‐

gesetze, des Wasserhaus‐

haltsgesetzes …). Die 

Flächen für die Feuerwehr 

müssen voraussichtlich mit 

nicht durchlässigen Belägen 

befestigt werden.   

 

 Schutz vor wild abfließendem Wasser   

Auf allen Flächen ist durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, dass kein 
Oberflächenwasser auf Nachbargrundstücke abgeleitet wird.  
 

 Einfriedungen, Sichtfelder   
Als Einfriedungen sind ausschließlich Holz- und Metallzäune zulässig. Sie dürfen 
nicht blickdicht sein.    
Zulässig sind auch Bepflanzungen aus frei wachsenden Hecken.  
Die Hinterpflanzung von Einfriedungen ist zulässig und erwünscht.  

Die Höhe von Einfriedungen darf maximal 1,20 m, im Bereich von Sichtfeldern 
und Straßeneinmündungen nicht mehr als 0,80 m betragen. Als Bezugshöhe gilt 
neben der Oberkante Einfriedung, die Straßen- oder Gehsteigoberkante, an-
sonsten die Geländeoberkante.   

Um die Durchlässigkeit für Kleintiere zu gewährleisten, 
sind bei allen Einfriedungen Sockel nur in einer Höhe von 
bis zu 2 cm zulässig. Der Abstand zwischen Sockelober-
kante und Zaun hat mindestens 10 cm zu betragen.  

Der Verlauf der Zäune ist dem Gelände anzupassen. 

Begründung: Die Fest‐

setzungen oben und links 

dienen dem Schutz des 

Orts‐ und Landschafts‐

bildes, bzw, dem Arten‐

schutz (Zaunsockel).  
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Abstufungen sind unzulässig. Sichtschutzmatten an 
Zäunen sind ebenfalls unzulässig.  

Bei Einfriedungen und Bepflanzungen sind Sichtfelder 
nach den gültigen Vorschriften freizuhalten. Sichtfelder 
sind zwischen 0,80 m und 2,50 m Höhe über dem Fahr-
bahnbelag von baulichen Anlagen, Einfriedungen, sicht-
behinderndem Bewuchs und Lagerung von Gegenständen 
freizuhalten. Auch Fahrzeuge und Geräte dürfen in den 
Sichtfeldern nicht abgestellt werden.   

Die Festsetzungen zu den 

Sichtfeldern bei den Ein‐

fahrten dienen der Ver‐

kehrssicherheit.   

 

 Immissionsschutz / Beleuchtung   

Die Vorgaben des Bundesimmissionsschutzgesetzes sind einzuhalten.   

„Für Friedhöfe ist nach DIN 18005 Beiblatt 1 Tags und nachts ein 
Orientierungswert von 55 dB(A) einzuhalten:  

 
  (…) Auszug aus der DIN 18005 Beiblatt 1 (07-2023) 

(…) 
Bei der Ermittlung der Geräuschemissionen muss dabei zwischen dem 
Regelbetrieb (Beurteilung nach DIN 18005 Beiblatt 1 i. V. m. TA Lärm) und dem 
Notfallbetrieb unterschieden werden:  

1. Regelbetrieb  

Feuerwehrübungen, Fahrzeugwartung, Schulungen und Parkplatzlärm im 
Regelbetrieb sind nach TA Lärm zu bewerten. Die Orientierungswerte der DIN 
18005 sind dabei zu beachten.  

2. Notfallbetrieb  

Die Schallemissionen, die mit Notfällen in Verbindung stehen (Anfahrt der 
Einsatzkräfte, Martinshorn, Ausrücken der Einsatzfahrzeuge etc.) sind 
immissionsschutzfachlich nicht zu betrachten.“1 

Es ist nur die Errichtung solcher Luftwärmepumpen 
zulässig, deren ins Freie abgestrahlter immissionswirksamer 

Begründung:  

Die Festsetzungen 

 
1   Aus der Stellungnahme des Landratsamtes Neumarkt i. d. OPf. – SG 45 Technischer Umweltschutz/Staatl. Abfallrecht vom 04.07.2023    
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Schallleistungspegel LWA = 50 dB(A) nicht überschreitet. 
Siehe auch die Hinweise bei 4.2 und die Festsetzung bei 
„1.3.1 Baugrenzen und Abstandsflächen“ (Mindest-Grenz-
abstand von 3 Metern von Wärmepumpen).  

dienen dem Nachbar‐

schutz.  

Für die Beleuchtung von Plätzen und Wegen sind aus-
schließlich insektenfreundliche Leuchtmittel und Lampen zu 
verwenden. Merkmale: nach oben abgeschirmt / Ab-
strahlung nach unten, warm-weißes Licht mit einem max. 
sehr geringen Anteil an Wellenlängen unter 800 nm und 
einem niedrigen Blauanteil (< 2.700 Kelvin), maximal 
1.000 Lumen.  

Begründung:  

Die Festsetzungen 

dienen dem Natur‐ 

und Artenschutz. 

 
 

 Allgemeine verbindliche Festsetzungen  

Ansonsten gilt die Bayerische Bauordnung in der jeweils gültigen Fassung.  
 

Grünordnung  

 Mindestpflanzqualität  

Obstbäume sind mindestens in der Qualität  
  'Hochstamm (HSt.), 3xv, m.B. 16-18 cm Stammumfang‘ zu pflanzen.  
Sonstige Bäume sind mindestens in der Qualität  
  'Hochstamm (HSt.), 3xv, m.B. 18-20 cm Stammumfang‘ zu pflanzen. 
     
   
Sträucher sind mindestens in der Qualität  
  verpflanzte Sträucher, 2xv., 4 Triebe, 60/100 cm Höhe zu pflanzen.  

Begründung: Diese Festsetzungen sollen sicherstellen, dass Vermeidungsmaßnahmen wie zum 

Beispiel Baumpflanzungen den gewünschten Effekt auf das Orts‐ und Landschaftsbild haben.  

 

 Pflanzgebote / Pflege  
Die zu bepflanzenden Flächen sind als Pflanzgebote  in der Plandarstellung 
enthalten. 

Folgende Bepflanzungen sind nach den Darstellungen des Bebauungsplanes 
durchzuführen: 

● Bepflanzung mit Laubbäumen zur Eingrünung.  

● Neupflanzung einer Hecke zur Eingrünung. 

Die Pflanzung ist spätestens in der zweiten Vegetationsperiode nach 
Erschließungsbeginn herzustellen. 
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Für die Gehölzpflanzungen sind standortgerechte, naturraumtypische Arten 
gemäß der Artenliste zu verwenden. Straßenbäume können bei Erfordernis nach 
Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde auch aus standortgerechten 
Arten, die dem Klimawandel besser angepasst sind, gewählt werden.  

Die Freiflächen sind gärtnerisch und je nach Anlage möglichst naturnah und 
extensiv zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten.  

Bei mehr als 30 m² fensterloser Fassadenfläche ist möglichst eine Fassaden-
begrünung zum Schutz der Fassade vor Verwitterung und zur Unterstützung der 
Begrünung des Baugebietes anzubringen. Es können alle Arten von Kletter-
pflanzen verwendet werden. Bei Schlingern und Rankern sind geeignete Kletter-
hilfen vorzusehen.  

Die Umsetzung (Fertigstellung) der Grünordnerischen Festsetzungen hat bis 
spätestens zwei Jahre nach Beginn der Erschließungsmaßnahmen zu erfolgen.  
 
 

 Pflanzabstände, Schutzzonen  
Die technischen Bestimmungen zum Schutz von Leitungen sind zu beachten.  

Bei Baumpflanzungen sowie der Pflanzung von tiefwurzelnden Sträuchern ist ein 
Mindestabstand von 2,50 m zu Versorgungsleitungen und Kanälen, sowie zu Erd-
kabeln einzuhalten. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind geeignete 
Schutzmaßnahmen auf Kosten des Verursachers in Abstimmung mit den 
Leitungsträgern durchzuführen.  
Auf das DVGW Regelwerk „Merkblatt GW 125“ „Bäume, unterirdische Leitungen 
und Kanäle“ (02/2013) wird verwiesen.  

Der Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5 m rechts und 
links zur Trassenachse.   

Bei der Bepflanzung entlang von landwirtschaftlichen Grundstücken sind die 
gesetzlichen Abstandsregelungen einzuhalten.  

Bei Einfriedungen und Bepflanzungen sind Sichtfelder nach den gültigen Vor-
schriften freizuhalten.  
 

 Pflege / Unterhalt  
Die Bepflanzung und Pflege der Ausgleichsflächen (intern) wird detaillierter im 
Umweltbericht und im Planteil (unter anderem bei Ziff. 1.22) beschrieben. Die 
Anlagen der Freiflächen und die Pflanzungen haben fachgerecht und normgerecht 
zu erfolgen.  
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 Artenschutz / Artenlisten  
Bei der Erschließung und anderen Eingriffen ist der Artenschutz (Brutzeit usw.) 
zu berücksichtigen.  

Die Pflanzenarten der Listen im Anhang zum Textteil des 
Bebauungsplans  sind bei Pflanzmaßnahmen für die Orts-
randeingrünung, bei Ausgleichsmaßnahmen und auf 
öffentlichen Flächen ausschließlich zu verwenden. Auf 
diesen Flächen dürfen keine anderen (standortfremden) 
Arten verwendet werden. 

Begründung:  

Die Festsetzungen (links 

und unten) dienen dem 

Natur‐ und Artenschutz.  

Als Ausnahme zulässig ist die in Folge des Klimawandels 
erforderliche Verwendung stadtklimatauglicher Arten etwa 
als Straßenbäume. Weitere Arten von Gehölzen bzw. 
Obstsorten können nach Zustimmung der Unteren Natur-
schutzbehörde beim Landratsamt verwendet werden.  

Begründung:  

Die Festsetzungen sollen 

die nötige Flexibilität 

sicherstellen. 

  

Der Anteil der Pflanzen einer Art bei einer Gehölzpflanzung darf zwanzig von 
Hundert (20 %) nicht übersteigen (Ausnahme Baumreihen). Pflanzschemata sind 
fachlich fundiert nach Absprache mit der Naturschutzbehörde zu erstellen. 

Die Anlagen der Freiflächen und die Pflanzungen haben fachgerecht nach den 
Regeln der Technik zu erfolgen und sind spätestens in der zweiten nach Beginn 
der Baumaßnahme folgenden Pflanz- und Vegetationsperiode fertigzustellen. Der 
Erhalt der Anpflanzungen ist durch eine fachgerechte Pflege dauerhaft sicher zu 
stellen. Im gesamten Geltungsbereich ist die Verwendung von synthetischen 
Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln nicht zulässig.  
 
 

 Eingriffs‐Ausgleichsregelung  
Festsetzungen: Maßnahmen + Pflegemaßnahmen haben jeweils nach Absprache 
mit der Unteren Naturschutzbehörde zu erfolgen.  

Die im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung festgelegten Aus-
gleichsflächen müssen nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes dem bayerischen 
Landesamt für Umweltschutz, Dienststelle Hof, Referat 56, Hans-Högn-Str. 12, 
95030 Hof, gemeldet werden.  
 

Zuordnungsfestsetzung:  
Den Eingriffen innerhalb des Geltungsbereichs werden die mit Planzeichen und 
textlich festgesetzten Kompensationsmaßnahmen auf den dort beschriebenen 
internen Flächen zugeordnet.  

Als interne Ausgleichsflächen wird zugeordnet (siehe auch Planzeichnung):  

Fl.‐Nr.   Gemeinde, Gemarkung  Zugeordnete Fläche 

südl. Teilfl. der Fl.‐Nr. 333   Markt Lauterhofen, Gemarkung Trautmannshofen   405 m² 
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Die Eingriffs- / Ausgleichsregelung ist wie im Umweltbericht und unten 
beschrieben umzusetzen.  
Dabei gilt in der freien Natur (externe Ausgleichsflächen) der Genehmigungsvor-
behalt von § 40 BNatSchG für das Ausbringen gebietsfremder Arten (Vor-
kommensgebiet gebietseigener Gehölze: „5.2 Schwäbische und Fränkische Alb“;  
Saatgut: Vorkommensgebiet 14 „Fränkische Alb“).  
Das Verlangen nach Herkunftsnachweisen ist zwingend in den Ausschreibungs-
unterlagen anzukündigen.  

Zur Minimierung des Eingriffs in das Landschaftsbild ist die Anlage einer Baum-
reihe entlang der Straße (wird von der Unteren Naturschutzbehörde nicht als 
Ausgleichsmaßnahme für das Schutzgut Arten- und Lebensräume anerkannt) und 
einer Obstbaumreihe im Süden der Ausgleichsfläche festgesetzt.  

Flächen mit 
Baumreihen:  

Entwicklungsziel:  
Baumreihe auf extensiv genutztem Blühstreifen / auf 
extensiv genutztem, blütenreichem Grünland zur Ver-
besserung des Landschaftsbildes und zur Erhöhung der 
Lebensraumvielfalt.  

Maßnahmen und Pflege:   
Pflanzung von Hochstamm-Bäumen nach den Vorgaben 
oben (unter anderem 1.17), einschließlich erforderlicher 
Maßnahmen wie Pflocken, Anbinden, Gießen, Ausschneiden … 
Grünland unter den Bäumen: nach Ausmagerung, z.B. 
durch häufige Mahd in den ersten Jahren:   
Aussaat standortgerechter Wiesenarten aus dem Naturraum 
(zum Beispiel durch das Ausbringen des Mahdguts arten-
reicher Wiesen aus dem Naturraum), Herkunftsregion 
Saatgut siehe oben.  
1-2 malige Beweidung oder Mahd pro Jahr mit Mahdgut-
abfuhr, nicht vor dem 15. Juni eines Jahres.   
Auf allen Ausgleichsflächen: sofortiger Verzicht auf jegliche 
Düngung und chemischen Pflanzenschutz.  

 
   

 
   

Auf den internen Ausgleichsflächen für den naturschutz-
rechtlichen Ausgleich der Eingriffe in den Naturhaushalt  
wird festgesetzt:  

 

Hecken:  
(Vorpflanzung 
in Ergänzung 
einer 
bestehenden 
Hecke) 

Entwicklungsziel:  
Naturnahe strukturreiche Hecke  
aus standortgerechten, heimischen Arten, mit Saum und 
erhöhtem Anteil an Strukturen (Lesesteinhaufen, Totholz, …). 

Maßnahmen und Pflege:   
Pflanzung einer zwei- bis dreireihigen Wildgehölz-
hecke aus standortgerechten, heimischen Arten, mit vor-
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gelagertem Hochstaudensaum; Anreicherung mit Klein-
biotopen (Totholz, Lesesteinhaufen), Breite mindestens 3 m. 
Pflege: alle 10 Jahre abschnittsweise Auf-den-Stock-Setzen 
der Hecke (maximal 10 Meter lange Abschnitte, maximal 1/3 
der Länge), Mahd oder / und Beweidung des Saums alle ein 
bis zwei Jahre.  

 
 

Extensiv 
genutzte 
Wiese, 
teilweise mit 
Streuobst-
artigen 
Obstbaum-
reihen:  

Entwicklungsziel:  
Mäßig extensiv genutztes Grünland, einzelne Obstbäume 
(Landschaftsbild).  

Maßnahmen und Pflege:   
Pflanzung von Hochstamm-Obstbäumen   (einschließlich 
erforderlicher Maßnahmen wie Pflocken, Anbinden, Gießen, 
Ausschneiden …)  
Mindestanzahl: 3 Stück, Mindestpflanzqualität 
siehe Ziff. 1.17 
Grünland:  Ausmagerung durch 3-malige Mahd in den 
ersten drei Jahren, ohne Ausbringung von Nährstoffen,  
oder (alternativ): nach Ausmagerung, z.B. durch mehr-
maligen Anbau starkzehrender Feldfrüchte ohne Düngung 
oder Abtrag des nährstoffreichen Oberbodens: Aussaat 
standortgerechter Wiesenarten aus dem Naturraum (zum 
Beispiel durch das Ausbringen artenreicher Wiesen aus dem 
Naturraum), Herkunftsregion Saatgut siehe oben.  
1-2 malige Beweidung oder Mahd pro Jahr mit Mahdgut-
abfuhr, nicht vor dem 15. Juni eines Jahres.   
Auf allen Ausgleichsflächen: sofortiger Verzicht auf jegliche 
Düngung und chemischen Pflanzenschutz.   
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 Sonstige Planzeichen   
 

Hinweis: Im Planteil dargestellte Gebäude, bestehende Nutzungen und Struk-
turen (bestehende Straßenränder, Böschungen, Bestandsgehölze … kartierte Bio-
tope) sind keine Festsetzungen sondern Hinweise bzw. nachrichtliche Über-
nahmen.  
    

   
 

 

Grenze Flurstück, Flurnummer   
    

    
    

    

 

Gebäude: mögliche Lage (Hinweis, keine Festsetzung)  
    

 
    

  
 

 

Gebäude: Bestand (Hinweis)  

    
 
  

    

 

Mögliche Stellplätze (Hinweis, keine Festsetzung) 
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 Verfahren  
 

1.  Aufstellungsbeschluss: Der Marktgemeinderat hat in der Sitzung vom 05.05.2022 
die Aufstellung des Bebauungsplans mit integrierter Grünordnung (im Folgenden als 
Bebauungsplan bezeichnet) beschlossen.  
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 21.06.2022 ortsüblich bekannt gemacht. 
   
2.  Frühzeitige Bürgerbeteiligung: Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Auslegung und Anhörung für den Vorentwurf des 
Bebauungsplans in der Fassung vom 11.05.2023 hat in der Zeit vom 26.05.2023 bis 
26.06.2023 stattgefunden.  
 
3.  Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der 
Fassung vom 11.05.2023 hat in der Zeit vom 26.05.2023 bis 26.06.2023 stattgefunden.  
 
4.  Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 27.07.2023 wurden die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in 
der Zeit vom …………………………… bis …………………………… beteiligt.  
 
5.  Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 27.07.2023 wurde mit der 
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom …………………………… 
bis …………………………… öffentlich ausgelegt.  
 
6.  Satzungsbeschluss: Die Marktgemeinde Lauterhofen hat mit Beschluss des 
Marktrats vom …………………………… den Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der 
Fassung vom …………………………… als Satzung beschlossen.   
  
Lauterhofen, den …………………………… 
 
.................................................      
Erster Bürgermeister Ludwig Lang 
 

 …  
(Markt Lauterhofen)  

(Siegel) 

7.  Ausgefertigt  
  

Lauterhofen, den …………………………… 
 
.................................................      
Erster Bürgermeister Ludwig Lang 
 

 …  
(Markt Lauterhofen)  

(Siegel) 

 
8.  Rechtskraft: Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde 
am …………………………… 2023 gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt 
gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen 
Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen 
Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben.   
Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.   
Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB, sowie des § 215 
Abs. 2 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.    
  
 

Lauterhofen, den …………………………… 
 
.................................................      
Erster Bürgermeister Ludwig Lang 
 

 …  
(Markt Lauterhofen)  

(Siegel) 

  
Hinweis: Die Verfahrensvermerke sind auf der Ausfertigung des Bauleitplans anzubringen.  
Die ortsübliche Bekanntmachung muss nach der Ausfertigung erfolgen.  
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 Hinweise  

 Normen und Richtlinien  

Alle Normen und Richtlinien sind archivmäßig hinterlegt beim Deutschen 
Patentamt.  
 

 Immissionsschutz  
 

„Es wird seitens des Immissionsschutzes empfohlen, die Fahrzeughallentore und 
die Übungsflächen abgewandt zum Friedhof zu planen“2 (Anmerkung: Im 
aktuellen Planungsstand ist dies so vorgesehen).  

Die allgemein anerkannte Regeln der Technik sind zu beachten, so sind etwa die 
Mindestanforderungen der DIN 4109 in der aktuellen Fassung an den baulichen 
Schallschutz der Außenbauteile (gesamte bewertetes Bau-Schalldämm-Maß 
R`w,ges von 30 dB für schutzbedürftige Räume) einzuhalten.  

Der Betrieb von Luftwärmepumpen kann in einem eng umbauten Gebiet zu 
Lärmschutzproblemen (Nachbarschaftsbeschwerden) führen. Die Luftwärme-
pumpen emittieren tieffrequenten Schall, der während der Nachtzeit besonders 
störend wirkt. Es ist daher vom Grundstückseigentümer bzw. Bauherrn neben 
dem geeigneten Standort bereits bei der Auswahl der Geräte auf den Stand der 
Technik zu achten.  

Weitere Informationen zu tieffrequenten Geräuschen bei Luftwärmepumpen sind 
in Fachinformationen (zum Beispiel Leitfaden „Lärmschutz bei Luft-Wärme-
pumpen“ des Bayerischen Landesamtes für Umwelt http://www.lfu.bayern.de/…) 
zu finden.  

Die Bewirtschaftung der an das Baugebiet angrenzenden landwirtschaftlichen 
Flächen ist weiterhin uneingeschränkt möglich. Die bei der Bewirtschaftung nach 
guter landwirtschaftlicher Praxis entstehenden Geruchs- und Staubemissionen 
sind in Kauf zu nehmen. Entschädigungsansprüche können nicht geltend 
gemacht werden. 
 

 Denkmalschutz  

Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung des Baugebietes zu Tage kommen, 
unterliegen der gesetzlichen Meldepflicht gemäß Art. 8 DSchG und müssen ent-
weder der Unteren Denkmalschutz Behörde des Landratsamtes oder dem 
Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege gemeldet werden.  

Bei Funden sind unverzüglich die Untere Denkmalschutzbehörde und der 
zuständige Kreisheimatpfleger zu verständigen. 

 
2   Aus der Stellungnahme des Landratsamtes Neumarkt i. d. OPf. – SG 45 Technischer Umweltschutz/Staatl. Abfallrecht vom 04.07.2023    
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Grundsätzlich gilt folgendes:   
Art. 8 Abs. 1 DSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies un-
verzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denk-
malpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der 
Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten die 
zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die 
übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, auf-
grund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unter-
nehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.  
Art. 8 Abs. 2 DSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis 
zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn 
nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die 
Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  
 

 Grundwasser  

Für eine geothermische Ausnutzung von Grundwasser ist grundsätzlich ein 
gesondertes Wasserrechtsverfahren durchzuführen. Im Karst gilt allerdings 
generell: Die thermische Nutzung des Karst-Grundwassers - sei es indirekt durch 
Erdwärmesonden aber auch direkt durch Grundwasserentnahme und –wieder-
einleitung - ist generell gemäß den Vorgaben des LfU nicht erlaubnisfähig.  
 

 Niederschlagswasser / Entwässerung  

Grundsätzlich sollte, wo möglich, eine Nutzung vor Ort angestrebt werden. Es ist 
sicherzustellen, dass das restliche anfallende Niederschlagswasser aus dem ge-
planten Gebiet schadlos versickert bzw. schadlos abgeleitet werden kann. Auf 
Grund der im Gebiet vorliegenden Bodenverhältnisse ist eine Sammlung und Ver-
wertung des Niederschlagswassers mit Zisternen anzustreben.  

Bodenentwässerungseinrichtungen sind im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
nicht bekannt. Gegebenenfalls vorhandene Dränsysteme der im Geltungsbereich 
liegenden Grundstücke aufgrund der landwirtschaftlichen Vornutzung sind bei der 
Bauausführung zu beachten und wenn erforderlich ggf. umzulegen bzw. 
wiederherzustellen. 
 

 Schutz gegen wild abfließendes Wasser  

Auf die Gefahren und Regelungen durch wild abfließendes Wasser (vgl. § 37 
WHG /Gefahr von sog. Sturzfluten auch abseits von Fließgewässern) wird 
nachdrücklich hingewiesen.  

Das wild abfließende Wasser darf gemäß § 37 Abs. 1 WHG keine Benach-
teiligungen umliegender Grundstücke herbeiführen. 
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Bei Starkregenereignissen, wie sie in Zeiten des Klimawandels immer öfter 
auftreten können, kann es selbst bei landwirtschaftlicher Bewirtschaftung nach 
guter fachlicher Praxis zu erheblicher Erosion mit Wasser und Schlamm kommen, 
die eventuell an und in den Liegenschaften größere Schäden verursachen kann. 
Wegen der zunehmenden Starkregenproblematik wird zum Schutz vor wild 
abfließendem Wasser empfohlen, den zu bebauenden Bereich mit einer 
Erdumwallung h > 0,30 m zu umschließen, bzw. Fußbodenoberkante, Eingänge, 
Terrassen, Einfahrten, Lichtschächte, Kellerfenster und dergleichen wenigstens 
20 bis 30 cm über der Erdoberfläche anzuordnen.   

Schäden, die eventuell daraus entstehen, dass auf den Parzellen unzureichende 
Maßnahmen zum Schutz gegen wild abfließendes Wasser getroffen werden, 
haben die Bewohner auf sich zu nehmen. 

Durch Maßnahmen (zum Beispiel Niederschlagswasserableitung, Versickerung …) 
dürfen Dritte (Nachbargrundstücke, Unterlieger) nicht nachteilig beeinträchtigt 
werden, der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf nicht zum Nachteil 
anderer Grundstücke verändert werden (siehe § 37 WHG). 

 

 Trinkwasser, Brauchwasser  

Die Versorgung mit Trinkwasser ist sicher zu stellen. Für den menschlichen Ge-
brauch verwendetes Wasser hat den Anforderungen der aktuell gültigen Trink-
wasserverordnung zu entsprechen (TrinkkwV - Trinkwasserverordnung inklusive 
4. Änderungsverordnung 2018). Anlagen für die Gewinnung, Aufbereitung oder 
Verteilung von Trinkwasser sind mindestens nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik zu planen, zu bauen und zu betreiben. Um der Gefahr einer 
mikrobiologischen Verunreinigung vorzubeugen, ist vor der Wiederinbetrieb-
nahme und nach längeren Standzeiten die Trinkwasserleitung gründlich zu 
spülen. Dabei ist der vollständige Trinkwasseraustausch der Anlage oder der 
Anlageteile sicherzustellen.  

Bei Anlagen, die zur Entnahme oder Abgabe von Wasser bestimmt sind, das 
keine Trinkwasserqualität hat, und die im Haushalt zusätzlich zur Trinkwasser-
versorgungsanlage installiert sind (z. B. für Toilettenspülung), verweisen wir auf 
die entsprechenden Bestimmungen der aktuell gültigen Trinkwasserverordnung. 
Diese Anlagen sind gem. den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu 
planen, auszuführen, zu betreiben und zu warten. Damit Rückwirkungen auf das 
Trinkwasser der öffentlichen und häuslichen Trinkwasserversorgung aus-
geschlossen werden können, darf gemäß § 17 Abs. 6 TrinkwV keinerlei feste Ver-
bindung zwischen Trink- und Betriebswasserinstallation vorhanden sein. Regen-
wassernutzungsanlagen (Betriebswasseranlagen) sind gemäß § 13 Abs. 4 
TrinkwV seitens des Betreibers bei der zuständigen Behörde (i. d. R. Gesund-
heitsamt) anzuzeigen. 
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 Kanalisation   

Ob eine Rückstau-Sicherung erforderlich ist, liegt im Verantwortungsbereich des 
Bauherrn.  
 

 Bauliche Gestaltung der Gebäude   

„Bauliche Anlagen müssen nach Form, Maßstab, Werkstoff, Farbe und Verhältnis 
der Baumassen und Bauteile zueinander so gestaltet sein, dass sie nicht ver-
unstaltend wirken. Bauliche Anlagen dürfen das Straßen-, Orts- und Landschafts-
bild nicht verunstalten.“ [Art. 8 BayBO].    
 

 Hausanschlüsse, Transformatorenstationen, 
Versorgungsnetz   

Es dürfen für Kabelhausanschlüsse für Leitungen der Bayernwerk Netz GmbH nur 
marktübliche Einführungssysteme, welche bis mindestens 1 bar gas- und wasser-
dicht sind, verwendet werden. Prüfnachweise sind nach Aufforderung vorzulegen. 

Im überplanten Bereich befinden sich Anlagenteile der Bayernwerk Netz GmbH 
oder es sollen neue erstellt werden. 

Je nach Leistungsbedarf könnte die Errichtung einer neuen Transformatoren-
station im Planungsbereich sowie das Verlegen zusätzlicher Kabel erforderlich 
werden. Für die Transformatorenstation benötigen wir, je nach Stationstyp ein 
Grundstück mit einer Größe zwischen 18 qm und 35 qm, das durch eine be-
schränkte persönliche Dienstbarkeit zu unseren Gunsten zu sichern ist.  

Bereits bei Baubeginn der ersten Gebäude muss verbindlich gewährleistet sein, 
dass wir über die Stationsgrundstücke verfügen können. Zu dem Zeitpunkt 
müssen befestigte Verkehrsflächen vorhanden sein, die von LKW mit Tieflader 
befahren werden können. 

Zur elektrischen Versorgung des geplanten Gebietes sind Niederspannungskabel 
erforderlich. Eine Kabelverlegung ist in der Regel nur in Gehwegen, Versorgungs-
streifen, Begleitstreifen oder Grünstreifen ohne Baumbestand möglich. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Versorgungsnetzes sowie die Koordinierung mit 
dem Straßenbauträger und anderer Versorgungsträger ist es notwendig, dass der 
Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Planbereich frühzeitig 
(mindestens 3 Monate) vor Baubeginn der Bayernwerk Netz GmbH schriftlich 
mitgeteilt wird. Nach § 123 BauGB sind die Gehwege und Erschließungsstraßen 
soweit herzustellen, dass Erdkabel in der endgültigen Trasse verlegt werden 
können.  

Ausführung von Leitungsbauarbeiten sowie Ausstecken von Grenzen und Höhen:  
• Vor Beginn der Verlegung von Versorgungsleitungen sind die Verlegezonen mit 
endgültigen Höhenangaben der Erschließungsstraßen bzw. Gehwegen und den 
erforderlichen Grundstücksgrenzen vor Ort bei Bedarf durch den Erschließungs-
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träger (Gemeinde) abzustecken.  
• Für die Ausführung der Leitungsbauarbeiten ist uns ein angemessenes Zeit-
fenster zur Verfügung zu stellen, in dem die Arbeiten ohne Behinderungen und 
Beeinträchtigungen durchgeführt werden können. 
 

 Boden / Altlasten   
Es wird empfohlen, spätestens im Zuge von Erschließungs- und Baumaßnahmen 
spezifische Baugrunderkundungen durchführen zu lassen und einen Boden-
managementplan für den Umgang mit Boden auf der Baustelle (Boden-
schutzmaßnahmen) sowie ein Konzept für die Entsorgung (Verwertung bzw. Be-
seitigung) von Bodenüberschussmassen und gegebenenfalls Zufuhr von Fremd-
material von einem qualifizierten Fachbüro erstellen zu lassen. Hierzu werden 
orientierende geochemische Untersuchungen im Rahmen der Baugrund-
erkundung angeraten.  

Im Vorhabenbereich liegen keine Anhaltspunkte auf das Vorliegen schädlicher 
Bodenveränderungen und/oder Altlasten vor. Auf die Mitteilungspflicht gemäß 
Art. 1 BayBodSchG wird bei Auffälligkeiten im Untergrund während der 
Erdarbeiten hingewiesen.  

Gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen durch Verrichtungen auf 
den betroffenen Flächen sind Vorsorgemaßnahmen zu treffen. 

Sollten bei anfallenden Erdarbeiten und Abbrucharbeiten mögliche Ver-
unreinigungen und Altlasten zu Tage kommen, sind diese unverzüglich dem 
Landratsamt sowie dem Wasserwirtschaftsamt anzuzeigen.  
 

 Weitere Maßnahmen zur Vermeidung von Beein‐
trächtigungen von Natur und Landschaft   

Um die Durchlässigkeit für Kleintiere zu erhalten, ist - wo immer möglich - auf 
Barrieren wie Mauern, Sockel und Treppen zu verzichten.  

Bei den anfallenden Pflege- und Instandhaltungsarbeiten ist nach Möglichkeit auf 
den Einsatz von Schädlings- und Unkrautbekämpfungsmitteln sowie synthe-
tischer Düngemittel zu verzichten. Auf die Beachtung der gültigen Pflanzen-
schutzgesetze wird hingewiesen.  

Statt Rasenflächen mit intensiver Pflege, sollten zumindest in Teilbereichen 
extensive Wiesenbereiche mit 2-3 maliger Mahd pro Jahr geschaffen werden, um 
die Artenvielfalt zu erhöhen. 

Es wird empfohlen, Kleinstlebensräume wie Nisthilfen für Vögel und Fledermäuse, 
Mager- und Trockenstandorte, Trockenmauern, Teich- und Feuchtflächen sowie 
Staudenpflanzungen anzulegen. An den Gebäuden sollen zur Stützung des Be-
stands von Gebäude bewohnenden Vogel- und Fledermausarten handelsübliche 
Fledermaus- und Vogelnisthilfen eingebaut oder angebracht werden. Damit kann 
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der allgemeine Quartiermangel für diese Tiergruppen an modernen Gebäuden 
verringert werden. 

Schutz von Vögeln an großen Fenstern oder Glasfronten: Werden Gebäude mit 
großen Fenstern oder Glasfronten errichtet, sollten Vorkehrungen getroffen 
werden, die einen häufigen Anflug von Vögeln weitgehend vermeiden können. 
Hierzu zählen zum Beispiel das Anbringen von Vorhängen, Verwendung von nach 
außen verspiegeltem Glas, Aufstellen von Grünpflanzen hinter den Scheiben, 
Bemalen der Scheiben mit einem sogenannten Birdpen und anderes. (siehe auch 
Broschüre „Vogelschlag an Glasflächen vermeiden“ des Bayerischen Landesamts 
für Umweltschutz von 2010.)  

Es wird sich ausdrücklich für den Einsatz moderner, alternativer Heiztechniken 
ausgesprochen. Zudem sei auf die Möglichkeit der Verwendung von Regen-
wasser, vor allem für Toilettenspülung und Waschmaschine, hingewiesen. Durch 
den geringen Kalkgehalt des Regenwassers kann zum Beispiel bei der Dosierung 
von Waschmitteln auf bis zu 50 % der üblichen Menge verzichtet werden.  

Für Anlagen, welche zur Entnahme oder Abgabe von Wasser bestimmt sind, das 
keine Trinkwasserqualität hat, und die im Haushalt zusätzlich zur Trinkwasser-
versorgungsanlage installiert sind, gilt:  Bei einer Verwendung von Regenwasser 
für die Toilettenspülung bzw. Waschmaschine darf keine direkte Verbindung 
zwischen Brauch- und Trinkwasserinstallation vorhanden sein.  
Des Weiteren sind insbesondere bezüglich der Melde- und Kennzeichnungspflicht 
die entsprechenden Ausführungen der aktuell gültigen Trinkwasserverordnung zu 
beachten. 
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 Begründung  
 

 Lage  

Der Planungsbereich liegt ca. 90 m südlich des bestehenden Ortsrandes von Trautmanns-
hofen. Östlich grenzt der Friedhof an. Westlich angrenzend verläuft die Gemeindever-
bindungsstraße (Betzenriedweg), die in südlicher Richtung an die B 299 Richtung Neu-
markt bzw. Amberg anschließt. Von dort besteht Anschluss an die A 3 im Westen (An-
schlussstelle Neumarkt / OPf); die A 9 im Norden (Anschlussstelle Alfeld) ist über die 
Gemeindeverbindungsstraße Richtung Lauterhofen bzw. die B 299 sowie die St 2236 
erreichbar. Lauterhofen liegt ca. 4 km (Luftlinie) entfernt in nordöstlicher Richtung.  
 

 
Abbildung 2:  Räumliche Lage  

 
 

 Rechtsgrundlagen, Aufstellungsbeschluss  

Der Bebauungsplan basiert auf den folgenden Rechtsgrundlagen in der jeweils zum Zeit-
punkt der Beschlussfassung gültigen Fassung:  

 BauGB  (Baugesetzbuch)  
 BauNVO (Baunutzungsverordnung) 
 BayBO  (Bayerische Bauordnung)  
 PlanzV (Planzeichenverordnung) 

 BNatSchG (Bundesnaturschutz-
gesetz) 

 BayNatSchG (Bayer. Naturschutz-
gesetz) 
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 GaStellV (Verordnung über den Bau 
und Betrieb von Garagen sowie über 
die Zahl der notwendigen Stell-
plätze)  

 ROV (Raumordnungsverordnung)  
 BayLplG (Bayerisches Landes-

planungsgesetz)  
 DSchG (Bayerisches Denkmal-

schutzgesetz)  
 

 BIMSchG (Bundesimmissions-
schutzgesetz) 

 18. BIMSchV (18. Bundes-
immissionsschutzverordnung) 

 BBodSchG (Bundes-Bodenschutz-
gesetz) 

 BBodSchV (Bundes-Bodenschutz- 
und Altlastenverordnung) 

 WHG  (Wasserhaushaltsgesetz) 
 BayWG  (Bayerisches Wassergesetz) 

Der Gemeinderat des Marktes Lauterhofen hat am 05.05.2022 in öffentlicher Sitzung die 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Feuerwehrhaus Trautmannshofen“ beschlossen.  

Die Fläche wird derzeit landwirtschaftlich als intensives Grünland genutzt.  
Im derzeit gültigen Flächennutzungsplan (FNP)3 des Marktes Lauterhofen ist die Fläche 
als „landwirtschaftliche Fläche“ dargestellt.  
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist im überarbeiteten Flächennutzungs-
plan-Entwurf (derzeit laufendes Verfahren) als „Fläche für Gemeinbedarf – Feuerwehr“ 
enthalten. Soweit diese Änderung des Flächennutzungsplans vor Satzungsbeschluss fest-
gestellt wird und rechtswirksam wird, gilt: Die geplanten Festsetzungen des vorliegenden 
Bebauungsplanes weichen nicht von den Darstellungen des rechtswirksamen Flächen-
nutzungsplans ab, eine Änderung des Flächennutzungsplans mit Landschaftsplan nach 
§ 8 Abs. 3 BauGB ist dann nicht erforderlich.     

 

Der räumliche Geltungsbereich des ver-
bindlichen Bauleitplanes umfasst die 
Fl.Nr. 333 der Gemarkung Trautmanns-
hofen. (Das Flurstück ist im Eigentum des 
Markt Lauterhofen.)  
Der räumliche Geltungsbereich hat eine 
Gesamtfläche von ca. 2.930 m².  

Der räumliche Geltungsbereich ist wie 
folgt umgrenzt:   
im Norden Flurstück-Nr. 332 
(gepflasterter Weg: Friedhofstraße),  
im Osten Flurstück-Nr. 324/1 (Friedhof),  
im Süden Flurstück-Nr. 334 (Weg),  
im Westen Flurstück-Nr. 83 (Gemeinde-
verbindungsstraße / Betzenriedweg).  

 

Abbildung 3:  Geltungsbereich (unmaßstäblich)  

 
 

 Verfahren  

Der restliche Ablauf des Verfahrens (Verfahrensvermerk – siehe Seite 23) ist in der End-
fassung auf dem Planblatt des Bauleitplans aufgelistet (vom Aufstellungsbeschluss bis 
zum Inkrafttreten des Bebauungsplans).   

 

 
3   Quelle: Flächennutzungsplanänderung Trautmannshofen, 09.06.2005, Ermisch & Partner, Roth    
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 Erfordernis der Planaufstellung, Ziel und Zweck, 
Alternativen  

5.4.1 Erfordernis der Planaufstellung / Bedarfsbegründung und Prüfung der 
Möglichkeiten der Innenentwicklung nach § 1a BauGB  

Das derzeitige Feuerwehrgerätehaus befindet sich innerorts von Trautmannshofen an der 
Maximilianstraße (Nr. 9a). Der Standort ist räumlich begrenzt durch die angrenzende 
Straße im Norden und die bestehenden Gebäude in der Nachbarschaft im Süden.  

Da keine Erweiterungsmöglichkeiten bestehen und da das bestehende Gebäude nicht 
mehr den notwendigen Sicherheitsstandards entspricht, benötigt die Freiwillige Feuer-
wehr Trautmannshofen e. V. ein neues Feuerwehrgerätehaus und nimmt hierzu wie folgt 
Stellung: „Aufgrund der anstehenden und auch notwendigen Ersatzbeschaffung des Trag-
kraftspritzenfahrzeuges ist das aktuelle Feuerwehrgerätehaus in der Maximilianstr. 9a 
aus Platzgründen und vor allem aus Sicht der Unfallverhütungsvorschriften nicht mehr 
zeitgemäß bzw. nicht zulässig. Diese Verletzung der Vorschriften wurde auch bei einer 
Gerätehausinspektion durch Kreisbrandrat (…) im Sommer 2021 bestätigt und als kritisch 
gewertet. Nach Antrag beim Markt Lauterhofen wurde der Ersatzbeschaffung eines neuen 
Tragkraftspritzenfahrzeuges und dem Neubau eines Feuerwehrgerätehauses zugestimmt. 
Der Markt Lauterhofen forderte von der FF Trautmannshofen die Nennung von ge-
eigneten Grundstücken, die für den Neubau in Frage kommen würden … Nachdem alle 
Möglichkeiten ausgeschöpft waren, wurde uns von unserem ehemaligen 1. Vorsitzenden 
und 1. Kommandanten (…) , das Grundstück am Betzenriedweg / Friedhofstraße, neben 
dem Friedhof angeboten. Folgende Gespräche mit dem Markt Lauterhofen verliefen 
Positiv, so dass eine Voranfrage von Seiten der Marktgemeinde beim Landratsamt 
gestellt wurde. Der Bauplatz am Betzenriedweg wäre unserer Meinung nach ausreichend 
für die gesetzlich geforderten Vorgaben, die bei einem Neubau eingehalten werden 
müssen. Die Anfahrts- und Ausrückewege können bestmöglichst getrennt werden, so 
dass Kreuzungen soweit möglich vermieden werden. Durch die Größe des Grundstückes 
ist eine ebenerdige Bebauung möglich und es muss nicht in den ersten Stock erweitert 
werden. Ein weiterer hervorzuhebender Vorteil ist die Problemlösung der fehlenden 
Sanitäranlagen am Friedhof, die dann im öffentlichen Bereich des Feuerwehrgeräte-
hauses mitbenutzt werden können“ (aus der Stellungnahme Neubau Feuerwehrgeräte-
haus Trautmannshofen „Betzenriedweg / Friedhofstr.“ der Freiwilligen Feuerwehr Traut-
mannshofen e. V. vom 04.12.2021).  

Erste Planungen durch das 
Architekturbüro ATELIER 13 
GmbH aus Hersbruck sehen 
einen Gebäudekomplex mit 
einer Halle für Fahrzeuge sowie 
einem Funktionsgebäude vor, 
die durch einen Anbau mit-
einander verbunden sind (siehe 
Abbildung 4). Über einen Zu-
gang vom Friedhof her sollen 
die Sanitäranlagen erreichbar 
sein. Der Ausrückeweg erfolgt 
über eine Zufahrt von der Ge-
meindeverbindungsstraße 
(Betzenriedweg); der Alarm-
weg (u. a. Zufahrt zu den 
Stellplätzen) ist vom Friedhofs-
weg im Norden vorgesehen.  

Abbildung 4:  Entwurf – Lageplan, Stand 27.10.2022, Architekturbüro 
ATELIER 13 GmbH, Hersbruck (Ausschnitt unmaßstäblich, nicht genordet).  
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5.4.2 Wichtigste Ziele des Bauleitplans 

Zielsetzung ist es, mit der vorliegenden Bauleitplanung ein den Bedürfnissen an-
gepasstes neues Feuerwehrgerätehaus im Ortsteil Trautmannshofen zu errichten.  

Die Erschließung ist möglich und eine schnelle Umsetzung der Bebauung ist vorgesehen.  

Grundsätzlich sollen folgende Ziele umgesetzt werden:  
● Bedarfsgerechte Bereitstellung einer Bauparzelle für den Gemeinbedarf (Feuerwehr) 

auf einer landwirtschaftlichen Fläche, die an eine im FNP ausgewiesene Misch-
gebietsfläche anschließt. 

● Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung unter Berücksichtigung 
ökologischer Aspekte. 

● Wirtschaftliche Erschließung durch Anschluss an bereits vorhandene technische 
Infrastruktur. 

 

Dabei ist zu beachten: Die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege sind aufgrund § 1 Abs. 5 und Abs. 6 BauGB bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplans als Grundlagen der Abwägung immer zu berücksichtigen 
und nach § 1 Abs. 7 BauGB gerecht abzuwägen.   

Die bedeutsamen Ziele des Umweltschutzes für den Bebauungsplan sind:  
● Beeinträchtigungen der Schutzgüter Mensch, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, 

Luft, Klima und Landschaft sind grundsätzlich so gering wie möglich zu halten; 
● insbesondere sind die Belange des Menschen hinsichtlich des Lärms und sonstigen 

Immissionsschutzes sowie der Erholungsfunktion und die Kultur- und sonstigen 
Sachgüter (z.B. Schutz von Bodendenkmälern) zu berücksichtigen; 

● nachteilige Auswirkungen auf die Lebensraumfunktion von Pflanzen und Tieren sind 
so weit wie möglich zu begrenzen, das heißt Beeinträchtigungen wertvoller Lebens-
raumstrukturen oder für den Biotopverbund wichtiger Bereiche sind wo immer 
möglich zu vermeiden;  

● Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes auch im überörtlichen Zu-
sammenhang sind so weit wie möglich zu vermeiden; durch bauplanungs- und bau-
ordnungsrechtliche, sowie grünordnerische Festsetzungen ist eine ansprechende 
Gestaltung und Einbindung des Baugebiets in das Orts- und Landschaftsbild zu 
gewährleisten; 

● die Versiegelung von Boden ist möglichst zu begrenzen, sonstige vermeidbare Be-
einträchtigungen des Schutzguts sind zu vermeiden;  

● nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser (Grundwasser und Oberflächen-
gewässer) sind entsprechend den jeweiligen Empfindlichkeiten (z.B. Grundwasser-
stand, Betroffenheit von Still- und Fließgewässern) so gering wie möglich zu halten; 

● Auswirkungen auf das Kleinklima (zum Beispiel Berücksichtigung von Kaltluftabfluss-
bahnen), die Immissionssituation und sonstige Beeinträchtigungen der Schutzgüter 
Klima und Luft sind auf das unvermeidbare Maß zu begrenzen. 

 

Zwangsläufig gehen mit einer Baugebietsausweisung unvermeidbare Beeinträchtigungen 
der Schutzgüter einher, die ab Kapitel 5.9 ab Seite 40 sowie im Umweltbericht genauer 
behandelt werden.   
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5.4.3 Alternativen  

Als Alternativen zur Ausweisung des Bebauungsplans „Feuerwehrhaus Trautmanns-
hofen“ in der vorliegenden Fassung wurden folgende Möglichkeiten geprüft (siehe auch 
Ziff. 5.4.1, Seite 33):  

● „Am Jakobsweg: Grundstücksinhaber lehnen einen Verkauf beim Erstgespräch ab.“ 

● „Maximilianstr. 11: Grundstücksinhaber lehnt Angebot vom Markt Lauterhofen ab.“ 

● „Betzenriedweg nähe Sportplatz bzw. Ortsrand: Grundstücksbesitzer lehnt Verkauf 
beim Erstgespräch ab.“  

● „Maximilianstr. gegenüber FF-Haus: Keine Einigung mit Grundstücksbesitzer auf-
grund fehlender Tauschmöglichkeiten. Nach Gespräch mit KBR würde das Grund-
stück platztechnisch nicht ausreichen.“  

● „Oberdorfstr. Ortsausgang: Zufahrt- bzw. Alarmwege nicht zulässig, da viel zu eng 
und unübersichtlich.“  

● „Dientzenhoferstr. 4, Pfarrgarten: Grundstücksinhaber lehnt einen Verkauf ab.““  
      

(Angaben aus der Stellungnahme Neubau Feuerwehrgerätehaus Trautmannshofen „Betzen-riedweg 
/ Friedhofstr.“ der Freiwilligen Feuerwehr Trautmannshofen e. V. vom 04.12.2021).  

Es bleibt die Nullvariante als „Alternative“ - keine Neuausweisung des Baugebietes und 
Belassen der Flächen im jetzigen Zustand: Die Flächen würden weiterhin landwirtschaft-
lich genutzt. Der nicht ausgleichbare Verlust landwirtschaftlicher Flächen würde an dieser 
Stelle unterbleiben. Dies würde dann voraussichtlich zur Inanspruchnahme weniger ge-
eigneter Flächen an anderer Stelle führen. Der Markt Lauterhofen würde die Bedürfnisse 
der Freiwilligen Feuerwehr vor Ort (notwendige Anschaffung neuer Gerätschaften, Ein-
haltung der Unfallverhütungsvorschriften…) nicht ausreichend berücksichtigen.  

 
 

 Planungsrechtliche Voraussetzung und Vorgaben für 
das Plangebiet  

Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 

Die Vorgabe des Landesentwicklungsprogramms Bayern  

4 (LEP Stand 01.01.2020) der 
„Vermeidung von Zersiedelung – Anbindegebot“ - „(Z) Neue Siedlungsflächen sind 
möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen. …“ (LEP 3.3 Z) - 
werden mit der vorliegenden Planung umgesetzt. 
 

Hierzu gibt die Regierung der Oberpfalz (Landesplanung) mit Schreiben vom 24.01.2022 
folgende Stellungnahme an den Markt Lauterhofen ab : 
„(…) zu Ihrer Anfrage bzgl. der Errichtung neuer Feuerwehrhäuser / Gerätehäuser in den 
Ortsteilen Trautmannshofen und (…) können wir Ihnen folgendes mitteilen:   
Feuerwehrhäuser unterliegen als Siedlungsflächen dem Anbindegebot gem. LEP-Ziel 3.3. 
Der beabsichtigte Standort in Trautmannshofen westlich des Friedhofs schließt an das 
nördlich auf Ebene des FNP ausgewiesene Mischgebiet an und wird somit zumindest als 
planerisch angebunden bewertet (…)“. 
 

 
4   LEP  ‐  https://www.landesentwicklung‐bayern.de/instrumente/landesentwicklungsprogramm/...     

LEP Stand: 1. Januar 2020 ‐ https://www.landesentwicklung‐bayern.de/instrumente/landesentwicklungs‐programm/landesentwicklungs‐
programm‐bayern‐stand‐2020/   
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Regionalplan Region Regensburg (11)  

Im Regionalplan5 der Region Regensburg ist der Geltungsbereich weder als Teil eines 
„Landschaftlichen Vorbehaltsgebietes“6 noch als Landschaftsschutzgebiet dargestellt.  

Im Regionalplan Region Regensburg sind unter anderem folgende Ziele aufgeführt. 
 

- Landschaftliches Leitbild (BI 1)   
„Die Landschaft soll in allen Teilräumen der Region gepflegt und schonend genutzt werden (…)“ 

- Siedlungsstruktur (BII 1)   
„Die Siedlungsstruktur in der Region soll unter Wahrung ihrer Vielfalt und Gliederung weiterentwickelt 
werden. Die Siedlungstätigkeit soll in allen Gemeinden in Übereinstimmung mit deren Größe, Struktur, 
Ausstattung und Funktion erfolgen und grundsätzlich eine organische Entwicklung ermöglichen.“ 

- Landnutzung (BIII 1)    
„Die  für  die  Land‐  und  Forstwirtschaft  geeigneten  Flächen  sollen  nur  im  unbedingt  notwendigen 
Umfang für andere Nutzungsarten vorgesehen werden.“ 

 

Durch das Vorhaben kommt es zu einem Verlust an landwirtschaftlich genutzter Fläche, 
die nicht oder nur teilweise kompensiert werden kann. Den Stellungnahmen der landwirt-
schaftlichen Fachstellen ist daher besondere Bedeutung beizumessen (siehe hierzu die 
Ausführungen / die Stellungnahme des AELF auf Seite 50). 
 
 

Schutzgebiete  
 

Im Geltungsbereich sowie im Umfeld des Planungsgebiets befindet sich weder ein FFH-
Gebiet noch ein Vogelschutzgebiet gemäß EU-Vogelschutzrichtlinie noch ein sonstiges 
Schutzgebiet (Landschaftsschutzgebiet …).      

 
5 Regionalplan der Region Regensburg (11) mit Text und Karten 

https://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/service/landes_und_regionalplanung/regionalplanung/index.html   ‐ Online‐Lesefassung, 
Stand Aug 2022    

6 Regionalplan der Region Regensburg (11) mit Text und Karten 
https://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/service/landes_und_regionalplanung/regionalplanung/index.html   ‐ Karte 3, Landschaft 
und Erholung, Blatt 1, Stand 01.09.2011    
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Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan  
 

Abbildung 5:  Auszug aus dem rechtswirksamen FNP (rot 
markiert: Lage des Geltungsbereichs)  

[aus: Flächennutzungsplanänderung Trautmannshofen vom 
09.06.2005 ERMISCH & PARTNER Roth] 

Im derzeit gültigen Flächennutzungsplan 
(FNP) des Marktes Lauterhofen ist die 
Fläche als „landwirtschaftliche Fläche“  
(Flächen für die Landwirtschaft) dargestellt. 

Der Flächennutzungsplan wird derzeit über-
arbeitet. Der Entwurf sieht eine Darstellung 
des Planungsbereiches als „Fläche für den 
Gemeinbedarf“ mit der Zweckbestimmung 
„Feuerwehr“ vor. Nördlich ist ein „Misch-
gebiet“ geplant (derzeit Darstellung als 
„Dorfgebiet“). Östlich ist bereits eine 
„Grünfläche“ mit der Zweckbestimmung 
„Friedhof“ dargestellt 

 

 

  

 
Abbildung 6:  Auszug aus der laufenden Änderung / 
Neubearbeitung des Flächennutzungsplans (FNP).   

[aus: Flächennutzungsplan Markt Lauterhofen Vorentwurf 
vom 14.07.2022 Team 4 BAUERNSCHMITT … Nürnberg].  

  
 

Von einer Flächennutzungsplan-Änderung parallel zur Bebauungsplan-Aufstellung kann 
hier abgesehen werden, auch wenn die aktuelle FNP-Neubearbeitung erst nach Rechts-
kraft des Bebauungsplans festgestellt wird.    
Begründung: Die Fläche wird in der laufenden FNP-Neubearbeitung / -Änderung als Ge-
meinbedarfsfläche dargestellt und der Markt Lauterhofen ist bereits im Verfahren fort-
geschritten (Landratsamt Neumarkt – Bauamt - 17.04.2023 telefonisch und mit Stellung-
nahme vom 20.06.2023).  

     

 Beschreibung der wesentlichen Grundzüge der 
Planung  

Die wesentlichen Grundzüge der Planung wurden bereits in Kapitel 5.4 (Erfordernis der 
Planaufstellung) beschrieben.  

5.6.1 Verkehrstechnische Erschließung  

Die verkehrstechnische Erschließung erfolgt über die westlich angrenzende Gemeindever-
bindungsstraße (Betzenriedweg) sowie über die nördlich angrenzende Friedhofstraße.  
Es sind zwei Zufahrten geplant. Hierdurch erfolgt die erforderliche Trennung des Aus-
rückeweges (Betzenriedweg) und des Alarmweges (Friedhofstraße). Entlang der Friedhof-
straße ist die Anlage von Stellplätzen vorgesehen.  
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5.6.2 Oberflächenwasser, Kanäle und Abwasserbeseitigung  

Das geplante Gebiet kann ordentlich an die gemeindliche Entwässerung angeschlossen 
werden.   
Im Zuge der Erschließungsplanung ist die genaue Art der Abwasserbeseitigung / des 
Anschlusses an vorhandene Kanäle zu klären.  
Auf dem Grundstück anfallende Niederschlagswässer / Oberflächenwasser sollten grund-
sätzlich vorrangig einer Nutzung am Grundstück zugeführt werden (Sammlung mit 
Zisternen), ansonsten - wenn möglich - über die belebte Bodenzone versickert werden. 
Die entsprechenden Regelwerke und Vorschriften sind dabei zu beachten.  
Soweit Niederschlagswasser versickert werden soll, ist die Sickerfähigkeit des Bodens vor 
Baubeginn zu prüfen. Nachbargrundstücke oder das Grundwasser dürfen durch die Ver-
sickerung nicht beeinträchtigt werden. Es ist sicherzustellen, dass das Niederschlags-
wasser auf dem geplanten Gebiet schadlos versickert bzw. bei Überlastung über die Ent-
wässerungseinrichtungen schadlos abgeleitet werden kann.   
Wasserrechtsunterlagen sind vor einer Beantragung der wasserrechtlichen Erlaubnis mit 
dem Wasserwirtschaftsamt Regensburg abzustimmen.  

 

5.6.3 Wasserversorgung  

Ein Anschluss an die bestehende örtliche Wasserversorgung ist jederzeit möglich. Der 
Anschluss erfolgt über das bestehende Ortsnetz über den Zweckverband Pettenhofener 
Gruppe.  

 

5.6.4 Energieversorgung / vorhandene Leitungen mit Schutzzone  

Die Stromversorgung erfolgt über Erdverkabelung durch die Bayernwerk AG.  

 

5.6.5 Müllentsorgung  

Diese ist sichergestellt durch die Abfallentsorgung des Landkreises Neumarkt i. d. OPf.. 
Soweit erforderlich sind die Abfallbehälter für die Abholung zu den vorgesehenen 
Sammelstellen zu verbringen. 

 

5.6.6 Telekommunikation  

Diese ist sichergestellt durch zu ergänzende vorhandene Telekommunikationslinien.  

 
 

 Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn‐ und 
Arbeitsverhältnisse  

 

Dieser Punkt wird umfassend im Umweltbericht unter „Schutzgut Mensch“ behandelt.  
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 Begründung der städtebaulichen und grün‐
ordnerischen Festsetzungen  

Siehe zu diesem Punkt auch die Begründungen im Textteil neben den Festsetzungen.  

Die Baufläche ist als Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Feuerwehr 
festgesetzt.  

Daneben werden Grünflächen zur Eingrünung (interne Ausgleichsflächen) festgesetzt, um 
Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes zu minimieren.  
 

5.8.1 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB), Überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) und Abstandsflächen  

Unter anderem zur Art der baulichen Nutzung, zur überbaubaren Grundstücksflächen und 
zu Abstandsflächen, zur zulässigen maximalen Höhe baulicher Anlagen und zu weiteren 
Festsetzungen sind Begründungen ab Seite 7 neben den Festsetzungen zu finden. 
 

5.8.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Die Festsetzung der maximal zulässigen Grundflächenzahl (GRZ), der maximal zulässigen 
Höhe baulicher Anlagen, sowie der Anzahl der Vollgeschosse und der maximal zulässigen 
Geschoßflächenzahl (GFZ) dienen der landschaftlichen Einbindung des Baugebietes und 
sollen Eingriffe in das Orts- und Landschaftsbild so gering wie möglich halten.  
 

5.8.3 Dachformen, Dachdeckung, Gestaltung der Gebäude, Werbeanlagen  

Die Festsetzung der Dachformen, Dachdeckung, sowie die Einschränkungen bezüglich 
Dachaufbauten, Werbeanlagen, sowie Sonnenkollektoren und Solarzellen / Photovoltaik-
anlagen dienen dem Schutz des Orts- und Landschaftsbildes. Das Gleiche gilt für die 
Festsetzungen zur Fassadengestaltung.   
 

5.8.4 Stellplätze  

Es sind die Anlage von 9 Pkw-Stellplätzen sowie von Fahrradstellplätzen an der Friedhof-
straße vorgesehen. Weitere Stellflächen sind bei Bedarf südlich des geplanten Feuerwehr-
gerätehauses möglich.  
 

5.8.5 Grünordnung  

Die Festsetzungen zur Grünordnung dienen dem Schutz des Bodens (Minimierung der 
Versiegelung), des Oberflächenwassers, dem Artenschutz (zum Beispiel Verzicht auf 
Zaunsockel), also dem Schutz von Natur und Landschaft und dem Schutz der 
menschlichen Lebensgrundlagen.  

Die Einhaltung von Grenzabständen und Vorgaben zur Einfriedung, Geländegestaltung, 
sowie zu Aufschüttungen und Abgrabungen dient in erster Linie der Vermeidung nachbar-
schaftlicher Konflikte, aber auch der Eingriffsminimierung.  
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Die Festsetzung von Schutzzonen zu Ver- und Entsorgungstrassen, sowie von Mindest-
abständen zum Fahrbahnrand soll dafür Sorge tragen, dass Gehölzpflanzungen nicht 
technische Einrichtungen beeinträchtigen und deshalb später wieder beseitigt werden 
müssen.  

Eingrünungsmaßnahmen sind für das Orts- und Landschaftsbild notwendig, dienen der 
Vermeidung und Verringerung von Eingriffsfolgen und erfüllen ökologische Funktionen. 
Deshalb werden zu pflanzende Bäume und Sträucher festgesetzt.  

Das Thema Eingriff und Ausgleich wird ausführlich im Umweltbericht behandelt. Der Um-
weltbericht ist Teil der Begründung.  

Das Ziel der Vermeidung und Verringerung von Eingriffsfolgen begründet weitere Fest-
setzungen, wie etwa zur Versiegelung oder zu den zu verwendeten Arten.  

 

 Belange des Umweltschutzes, einschließlich des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege  

„Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlagen für Leben und Gesundheit des 
Menschen … im besiedelten und unbesiedelten Bereich … zu schützen, …; der Schutz umfasst auch die Pflege, 
die Entwicklung und, soweit erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und Landschaft“ (aus § 1 BNatSchG).  

„Grünordnungspläne sind von der Gemeinde aufzustellen, sobald und soweit dies aus Gründen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege erforderlich ist; …“ (Art. 4 Abs. 2 BayNatSchG).  

Für die Belange des Umweltschutzes ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die 
voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht (im Anhang) 
beschrieben und bewertet werden.  

Die genaue Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen erfolgt im 
Umweltbericht (im Anhang; Ergebnisse siehe unten). Der Umweltbericht ist Teil der Be-
gründung; auch seine Ergebnisse liegen der gemeindlichen Abwägung zu Grunde. Im 
Folgenden Ergebnisse des Umweltberichtes:  

Der Umgriff des Geltungsbereichs umfasst überwiegend gering bedeutsame Lebensräume 
(intensives Grünland). Vermeidungsmaßnahmen verringern die Eingriffe in den Natur- 
und Landschaftshaushalt. Durch grünordnerische und ökologische Festsetzungen für den 
Geltungsbereich sowie durch die Ausweisung von internen Ausgleichsflächen wird eine 
ausgeglichene Bilanz von Eingriff und Ausgleich erzielt.  

Mit der Bebauung gehen siedlungsnahe Freiflächen verloren, die allerdings auch bisher 
nicht von besonderer Bedeutung für die Erholungsnutzung waren. Es erfolgt eine Be-
einträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes, die durch umfangreiche Eingrünungs-
maßnahmen minimiert werden kann (siehe hierzu den Umweltbericht unter Ziff. 6.2.6, 
Seite 58, sowie das Kapitel „6.4.2 Eingriffsermittlung", sowie die Maßnahmen bei 
„1.21 Eingriffs-Ausgleichsregelung“, insbesondere ab Seite 67 und Seite 68).  

FFH-Gebiete, Vogelschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete oder Naturschutzgebiete be-
finden sich nicht im Geltungsbereich des Planungsgebietes.  

Zur Eingrünung des Gebietes sind Festsetzungen zu Pflanzgeboten getroffen. Der er-
forderliche naturschutzrechtliche Ausgleich erfolgt intern auf der südlichen Teilfläche der 
Flurnummer 333. Die Baum- und Strauchpflanzungen dienen gleichzeitig der weiteren 
Eingrünung des Baugebietes.  

Für folgende Schutzgüter wurden im Umweltbericht die Auswirkungen durch die Fest-
setzungen im Bebauungsplan ermittelt und hinsichtlich ihrer Umweltwirksamkeit und 
Umwelterheblichkeit bewertet – wie im Folgenden zusammengefasst:  
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Die nachstehende Tabelle zeigt die Ergebnisse im Überblick:  

Schutzgut  Wesentliche Wirkungen /Betroffenheit   Bewertung 
(Erheblichkeit)  

Fläche / Boden   Versiegelung durch Anlage von Gebäuden, Zufahrten und 
Stellflächen, keine naturnahen oder seltenen Böden 
betroffen.  Es erfolgt der nicht ausgleichbare Verlust von 
etwa 2.390 m² landwirtschaftlich genutzter Fläche.  

mittel  

Luft / Klima   Kaltluftentstehungsflächen ohne Bezug zu Belastungs‐
gebieten betroffen.  

gering 

Wasser   Überschwemmungsgebiete, Wasserschutzgebiete oder Ober‐
flächengewässer sind nicht betroffen. Verringerte Grund‐
wasserneubildung durch Versiegelung, aber soweit möglich 
(in geringem Umfang) Versickerung und Rückhaltung vor Ort.  

gering ‐ mittel  

Tiere und Pflanzen, 
biologische Vielfalt  

Verlust von Intensivgrünland. Es sind keine Flächen mit 
komplexem ökologischem Wirkungsgefüge betroffen.  
Die Auswirkungen auf die Pflanzen‐ und Tierwelt / Arten und 
Lebensräume sind auf Grund der bisherigen Nutzung eher 
gering. Bei Beachtung der Vermeidungsmaßnahmen werden 
voraussichtlich insgesamt keine Verbotstatbestände nach 
§ 44 BNatSchG hervorgerufen. 

gering 

Landschaft / Erholung   Beeinträchtigungen des Orts‐ und Landschaftsbildes durch 
Baukörper möglich, jedoch durch verbindliche Festsetzungen 
zur Gebäudehöhe begrenzt. Die geplanten Eingrünungs‐
maßnahmen (Baum‐ und Heckenpflanzungen) tragen zur 
Verminderung der Auswirkungen bei.  An der bisherigen 
geringen Erholungseignung ändert der Eingriff nichts.  

gering 

Mensch / Gesundheit   Verlust siedlungsnaher Freiflächen.   gering  

Kultur‐ und sonstige 
Sachgüter  

Keine Bodendenkmale vorhanden; bei evtl. Bodenfunden sind 
die gesetzlichen Vorgaben einzuhalten. 

nicht betroffen / 
nicht beeinträchtigt  

Wechselwirkungen 
zwischen den 
Schutzgütern  

Es entstehen keine erheblichen zusätzlichen Belastungen 
durch Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern.   

nicht betroffen  

Auswirkungen bei 
schweren Unfällen 
oder Katastrophen  

Keine zusätzlichen Auswirkungen aufgrund der Anfälligkeit 
der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für 
schwere Unfälle oder Katastrophen.  

voraussichtlich 
nicht betroffen 

(Quelle: Tabelle 1 – Schutzgüter und Auswirkungen, sowie Textauszug aus dem Umweltbericht S. 73f)    

Insgesamt ist das Vorhaben unter Berücksichtigung der Vermeidungs- und Minderungs-
maßnahmen als umweltverträglich anzusehen. Standorte mit geringeren Auswirkungen 
auf die Schutzgüter gibt es nicht, beziehungsweise stehen nicht zur Verfügung. 
Die während oder nach der öffentlichen Auslegung bzw. durch die Beteiligung der Träger 
Öffentlicher Belange gewonnenen zusätzlichen Erkenntnisse zu den jeweiligen Schutz-
gütern wurden nachträglich eingearbeitet.  
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 Ausgleich nach den Grundsätzen für die Anwendung 
der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung 

Nach § 1a BauGB sind die „Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes …“ in der Abwägung zu berücksichtigen. „Der Ausgleich erfolgt 
durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen …“ „Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, 
soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig 
waren.“ 

Die Kommune soll also die durch die Bauleitplanung vorbereiteten Eingriffe in Natur und 
Landschaft so gering wie möglich halten und unvermeidbare Eingriffe ausgleichen. Es ist 
nachzuweisen, auf welche Art den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
Rechnung getragen wird. Hierzu sind besonders grünordnerische Maßnahmen innerhalb 
des Baugebiets geeignet, die auch dazu beitragen den Eingriff und damit den not-
wendigen Ausgleich zu minimieren.  

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird ausführlich im Umweltbericht als Teil 
dieser Begründung behandelt (Ermittlung des Kompensationsbedarfs und der Kompen-
sationsmaßnahmen). Hier sind - neben den geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Ver-
ringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen - auch die Aussagen zu Aus-
gleichsmaßnahmen und Ausgleichsflächen zu finden. Diese Maßnahmen und Fest-
setzungen werden / wurden in die Satzung eingearbeitet (Darstellung als Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 
Abs. 2 Nr. 20, Zuordnungsfestsetzung).  

 

  Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen 
Auswirkungen der Planung (Monitoring) 

Nach §4c BauGB haben die Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkungen der Bau-
flächenausweisung zu überwachen, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Aus-
wirkungen zu ermitteln und gegebenenfalls Abhilfemaßnahmen zu ergreifen. Die Maß-
nahmen zum Monitoring sind laufend durchzuführen und nach Umsetzung der Bebauung 
in einem abschließenden Bericht zu dokumentieren.   

Die Maßnahmen zum Monitoring stellen sich wie folgt dar:   

 Überwachung der Realisierung und des dauerhaften Erhalts bzw. Pflege der 
Ausgleichsmaßnahmen sowie der privaten und öffentlichen Begrünungs-
maßnahmen entsprechend den Festsetzungen.  

 Überprüfung der Einhaltung der festgesetzten Grundflächenzahl, 
Geschoßflächenzahl, der Höhe baulicher Anlagen und der Einhaltung der 
Festsetzungen der schalltechnischen Untersuchung im Baugenehmigungs-
verfahren sowie Überwachung vor Ort. 

 

 Sonstiges  

5.12.1  Befreiungen  

Befreiungen von Festsetzungen werden nur mit Zustimmung der Gemeinde oder vom 
Landratsamt erteilt, wenn die Voraussetzungen nach §31 Abs. 2 BauGB erfüllt sind. Auf-
grund der klaren Vorgaben im Bebauungsplan sollte dies aber nur bei nachvollziehbaren 
Härtefällen in Anspruch genommen werden.  
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5.12.2 Land‐ und Forstwirtschaft   

Die im Umfeld vorhandenen land- und forstwirtschaftlich genutzten Flächen müssen bei 
ordnungsgemäßer Bewirtschaftung keine Einschränkungen hinnehmen. Das betrifft auch 
die Ausbringung von Gülle und Jauche. Siehe des Weiteren auch „Schutzgut Fläche und 
Boden“ im Umweltbericht ab Seite 49, sowie die Hinweise bei “4.2 Immissionsschutz“ (ab 
Seite 25).  

 

 Anhang 
Im Anhang zur Begründung folgt der Umweltbericht (als Bestandteil der Begründung).  

 
 
 
 
Aufgestellt,  27. Juli 2023, mit redaktionellen Änderungen bis 03.08.2023   
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 Umweltbericht  
Mit dem vorliegenden Umweltbericht wird den gesetzlichen Anforderungen nach Durch-
führung einer sogenannten Umweltprüfung (UP) Rechnung getragen, welche die Um-
setzung der Plan-UP-Richtlinie der EU in nationales Recht darstellt.  

Nach § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB ist für die Belange des Umweltschutzes nach §1 Abs. 6 
Nr. 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen 
erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und 
bewertet werden. In §1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind die in der Abwägung zu berück-
sichtigenden Belange des Umweltschutzes aufgeführt. § 1a BauGB enthält ergänzende 
Regelungen zum Umweltschutz, unter anderem in Absatz 3 die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung. Nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB ist das Ergebnis der Umweltprüfung in 
der Abwägung zu berücksichtigen.  

Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung hängen von der jeweiligen Planungs-
situation bzw. der zu erwartenden Eingriffserheblichkeit ab. 

Die bedeutsamen Ziele des Umweltschutzes für den Bebauungsplan sind: 

 Beeinträchtigungen der Schutzgüter Mensch, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, 
Luft, Klima und Landschaft sind grundsätzlich so gering wie möglich zu halten;  

 insbesondere sind die Belange des Menschen hinsichtlich des Lärms und sonstigen 
Immissionsschutzes sowie der Erholungsfunktion und die Kultur- und sonstigen 
Sachgüter (z.B. Schutz von Bodendenkmälern) zu berücksichtigen;  

 nachteilige Auswirkungen auf die Lebensraumfunktion von Pflanzen und Tieren sind 
soweit wie möglich zu begrenzen, d.h. Beeinträchtigungen wertvoller Lebensraum-
strukturen oder für den Biotopverbund wichtiger Bereiche sind möglichst zu 
vermeiden;  

 Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes auch im überörtlichen Zu-
sammenhang sind soweit wie möglich zu vermeiden; durch bauplanungs- und bau-
ordnungsrechtliche sowie grünordnerische Festsetzungen ist eine ansprechende Ge-
staltung und Einbindung des Baugebiets in das Orts- und Landschaftsbild zu gewähr-
leisten;  

 die Versiegelung von Boden ist möglichst zu begrenzen, sonstige vermeidbare Be-
einträchtigungen des Schutzguts sind zu vermeiden; 

 nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser (Grundwasser und Oberflächen-
gewässer) sind entsprechend den jeweiligen Empfindlichkeiten (z.B. Grundwasser-
stand, Betroffenheit von Still- und Fließgewässern) so gering wie möglich zu halten; 

 Auswirkungen auf das Kleinklima (z.B. Berücksichtigung von Kaltluftabflußbahnen), 
die Immissionssituation und sonstige Beeinträchtigungen der Schutzgüter Klima und 
Luft sind auf das unvermeidbare Maß zu begrenzen. 

 

Zwangsläufig gehen mit der Ausweisung des Baugebietes unvermeidbare Beein-
trächtigungen der Schutzgüter einher, die im Weiteren im Einzelnen dargestellt werden. 

Die Bearbeitung des Umweltberichts erfolgt angelehnt an den Leitfaden „Der Umwelt-
bericht in der Praxis“ der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des 
Innern, ergänzte Fassung vom Januar 2007 und angelehnt an den Leitfaden Eingriffs-
regelung in der Bauleitplanung. Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ des Baye-
rischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umweltfragen vom Januar 2003, 
mit Fortschreibung vom Dezember 2021.  

Der Umweltbericht begleitet das gesamte Bauleitplanverfahren vom Aufstellungs- bis 
zum Satzungsbeschluss. Auf diese Weise soll eine ausreichende Berücksichtigung der 
Belange von Natur und Umwelt sichergestellt und dokumentiert werden. Der Umwelt-
bericht ist Bestandteil der Begründung zum Bebauungsplan.  
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 Einleitung  

6.1.1 Kurzdarstellung der Inhalte und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans  

Der Gemeinderat des Marktes Lauterhofen hat am 05.05.2022 in öffentlicher Sitzung die 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Feuerwehrhaus Trautmannshofen“ beschlossen.  

Die Fläche wird derzeit landwirtschaftlich als intensives Grünland genutzt.  
Im derzeit gültigen Flächennutzungsplan (FNP) des Marktes Lauterhofen ist die Fläche als 
„landwirtschaftliche Fläche“ dargestellt.  
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist im überarbeiteten Flächennutzungs-
plan-Entwurf (derzeit laufendes Verfahren) als „Fläche für Gemeinbedarf – Feuerwehr“ 
enthalten. Soweit diese Änderung des Flächennutzungsplans vor Satzungsbeschluss fest-
gestellt wird und rechtswirksam wird, gilt: Die geplanten Festsetzungen des vorliegenden 
Bebauungsplanes weichen nicht von den Darstellungen des rechtswirksamen Flächen-
nutzungsplans ab, eine Änderung des Flächennutzungsplans mit Landschaftsplan nach 
§ 8 Abs. 3 BauGB ist dann nicht erforderlich.     

Der räumliche Geltungsbereich des verbindlichen Bauleitplanes umfasst die Fl.Nr. 333 der 
Gemarkung Trautmannshofen. (Das Flurstück ist im Eigentum des Markt Lauterhofen.)  
Der räumliche Geltungsbereich hat eine Gesamtfläche von ca. 2.930 m².  

Der räumliche Geltungsbereich ist wie folgt umgrenzt:   
im Norden Flurstück-Nr. 332 (gepflasterter Weg: Friedhofstraße),   
im Osten Flurstück-Nr. 324/1 (Friedhof),   
im Süden Flurstück-Nr. 334 (Weg),  
im Westen Flurstück-Nr. 83 (Gemeindeverbindungsstraße / Betzenriedweg). 

Zur Eingrünung des Gebietes sind Festsetzungen zu Pflanzgeboten getroffen. Weitere 
Ausführungen sind der Begründung zum Bebauungsplan zu entnehmen. 

 

6.1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen 
dargelegten Ziele des Umweltschutzes und ihre Berücksichtigung  

Es sind die allgemeinen gesetzlichen Grundlagen, wie Baugesetzbuch, Naturschutz-
gesetze, Abfall- und Wassergesetzgebung sowie Bundes-Bodenschutzgesetz in ihrer 
jeweils aktuellen Fassung zu berücksichtigen. 

In Bezug auf die vorliegenden Fachgesetze wird insbesondere folgender Aspekt bei der 
Planung berücksichtigt: Der im Zuge des Vorhabens zu erwartende Eingriff in Natur und 
Landschaft wird in ausreichendem Umfang über Maßnahmen zur Vermeidung und Minde-
rung von Beeinträchtigungen und durch die festgelegten Kompensationsmaßnahmen 
kompensiert. Dem Bebauungsplan wird eine Kompensationsfläche zugeordnet. 

In Bezug auf Fachpläne liegen folgende bedeutende Aussagen für den Geltungsbereich 
vor: 

Landesentwicklungsprogramm (LEP) 

Die Vorgaben des Landesentwicklungsprogramms Bayern  

7 (LEP Stand 01.01.2020) wie 
die Erfordernis einer „nachhaltigen Siedlungsentwicklung“ oder die „Vermeidung von 
Zersiedelung – Anbindegebot“, werden mit der vorliegenden Planung umgesetzt. 

 
7   LEP  ‐  https://www.landesentwicklung‐bayern.de/instrumente/landesentwicklungsprogramm/...     

LEP Stand: 1. Januar 2020 ‐ https://www.landesentwicklung‐bayern.de/instrumente/landesentwicklungs‐programm/landesentwicklungs‐
programm‐bayern‐stand‐2020/   
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Hierzu gibt die Regierung der Oberpfalz (Landesplanung) mit Schreiben vom 24.01.2022 
folgende Stellungnahme gegenüber der Gemeinde Lauterhofen ab :   
„(…) zu Ihrer Anfrage bzgl. der Errichtung neuer Feuerwehrhäuser / Gerätehäuser in den 
Ortsteilen Trautmannshofen und (…) können wir Ihnen folgendes mitteilen:   
Feuerwehrhäuser unterliegen als Siedlungsflächen dem Anbindegebot gem. LEP-Ziel 3.3. 
Der beabsichtigte Standort in Trautmannshofen westlich des Friedhofs schließt an das 
nördlich auf Ebene des FNP ausgewiesene Mischgebiet an und wird somit zumindest als 
planerisch angebunden bewertet. (…)“.   

Des Weiteren sind im LEP folgende Ziele aufgeführt, die hier - wie an anderer Stelle 
begründet - berücksichtigt werden: 
●  „(G) Flächensparende Siedlungs‐ und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung der orts‐

spezifischen Gegebenheiten angewendet werden“ (LEP 3.1 G).  

●  „Innenentwicklung vor Außenentwicklung  
(Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung möglichst vor‐
rangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht zur Verfügung 
stehen“ (LEP 3.2 Z). .  

●  „Vermeidung von Zersiedelung“ „(G) Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, ins‐
besondere bandartige Siedlungsstruktur sollen vermieden werden“ (LEP 3.3 G).   

●  „Vermeidung von Zersiedelung – Anbindegebot“  
„(Z) Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen. 
Ausnahmen sind zulässig, wenn …“   (LEP 3.3 Z).  

●  „(G) Natur und Landschaft sollen als unverzichtbare Lebensgrundlage und Erholungsraum des 
Menschen erhalten und entwickelt werden“ (LEP 7.1.1). „Natur und Landschaft sind unverzichtbare 
Lebensgrundlage und dienen darüber hinaus der Erholung des Menschen. Der Schutz von Natur und 
Landschaft, einschließlich regionaltypischer Landschaftsbilder, sowie deren nachhaltige Nutzungs‐
fähigkeit sind deshalb von öffentlichem Interesse. Kommenden Generationen sollen die natürlichen 
Lebensgrundlagen in insgesamt mindestens gleichwertiger Qualität erhalten bleiben. Dazu gehört auch, 
beeinträchtigte Natur‐ und Landschaftsräume so zu entwickeln, dass sie ihre Funktion als Lebens‐
grundlage und als Erholungsraum wieder erfüllen können (…)“ (LEP zu 7.1.1 B). 

●  „Natürliche Ressourcen wie Bodenschätze, Wasser, Boden und Freiräume werden in erheblichem Um‐
fang verbraucht bzw. in Anspruch genommen. Deshalb sollen bei allen raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen die Ressourcen nur in dem Maße genutzt werden, wie es für das Allgemeinwohl ver‐
träglich ist. Dies bedeutet auch, dass unvermeidbare Eingriffe so ressourcenschonend wie möglich 
erfolgen“ (LEP zu 1.1.3 B).  

 

Regionalplan Region Regensburg (11)  

Im Regionalplan Region Regensburg8 sind unter anderem folgende Ziele aufgeführt, die 
hier - wie an anderer Stelle begründet - berücksichtigt werden. 
 

- Landschaftliches Leitbild (B I 1)   
„Die Landschaft soll in allen Teilräumen der Region gepflegt und schonend genutzt werden (…)“ 

- Siedlungsstruktur (B II 1)   
„Die Siedlungsstruktur in der Region soll unter Wahrung ihrer Vielfalt und Gliederung weiterentwickelt 
werden. Die Siedlungstätigkeit soll in allen Gemeinden in Übereinstimmung mit deren Größe, Struktur, 
Ausstattung und Funktion erfolgen und grundsätzlich eine organische Entwicklung ermöglichen.“ 

 
8   Regionalplan der Region Regensburg (11) mit Text und Karten 

https://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/service/landes_und_regionalplanung/regionalplanung/index.html   ‐ Online‐Lesefassung, 
Stand Aug 2022    
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- Landnutzung (B III 1)    
„Die  für  die  Land‐  und  Forstwirtschaft  geeigneten  Flächen  sollen  nur  im  unbedingt  notwendigen 
Umfang für andere Nutzungsarten vorgesehen werden.“ 

 

Im Regionalplan der Region Regensburg ist der Geltungsbereich weder als Teil eines 
„Landschaftlichen Vorbehaltsgebietes“ 9 noch als Landschaftsschutzgebiet dargestellt.  

 

Flächennutzungs‐ und Landschaftsplan 

Im derzeit gültigen Flächennutzungsplan (FNP)10 des Marktes Lauterhofen ist die Fläche 
als „landwirtschaftliche Fläche“ (Flächen für die Landwirtschaft) dargestellt.  

Der Flächennutzungsplan wird derzeit überarbeitet. Der Entwurf sieht eine Darstellung 
des Planungsbereiches als „Fläche für den Gemeinbedarf“ mit der Zweckbestimmung 
„Feuerwehr“ vor. Nördlich ist ein „Mischgebiet“ geplant (derzeit Darstellung als „Dorf-
gebiet“). Östlich ist bereits eine „Grünfläche“ mit der Zweckbestimmung „Fried-
hof“ dargestellt.   
Von einer Flächennutzungsplan-Änderung parallel zur Bebauungsplan-Aufstellung kann 
hier abgesehen werden, auch wenn die aktuelle FNP-Neubearbeitung erst nach Rechts-
kraft des Bebauungsplans festgestellt wird.    
Begründung: Die Fläche wird in der laufenden FNP-Neubearbeitung / -Änderung als Ge-
meinbedarfsfläche dargestellt und der Markt Lauterhofen ist bereits im Verfahren fort-
geschritten (Landratsamt Neumarkt – Bauamt - 17.04.2023 telefonisch und mit Stellung-
nahme vom 20.06.2023).  

Siehe auch Abbildung 5 und Abbildung 6 auf Seite 37 (Ausschnitt aus dem rechtswirk-
samen / geänderten FNP).  

 

Schutzgebiete, Biotopkartierung  

Im Geltungsbereich sowie im Umfeld des Planungsgebiets befindet sich weder ein FFH-
Gebiet noch ein Vogelschutzgebiet gemäß EU-Vogelschutzrichtlinie noch ein sonstiges 
Schutzgebiet (Landschaftsschutzgebiet …) 

11. 

In der Biotopkartierung Bayern12 sind im Planungsbereich keine Strukturen erfasst. 

Erkenntnisse über gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG und Art. 23 
BayNatSchG im Planungsgebiet sowie den unmittelbar angrenzenden Bereichen liegen 
bisher nicht vor. Das Planungsgebiet wird als intensives Grünland genutzt.  

Der Punkt „Verbotstatbestände im Hinblick auf die Arten des Anhangs IV der 
FFH-Richtlinie und die sonstigen, nach nationalem Recht streng geschützten Arten sowie 
die Europäischen Vogelarten“ wird im Umweltbericht zum Bebauungsplan, Kapitel 4.2.5 
„Pflanzen …“ ab Seite 53ff abgehandelt.  

 
 

 
9   Regionalplan der Region Regensburg (11) mit Text und Karten 

https://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/service/landes_und_regionalplanung/regionalplanung/index.html   ‐ Karte 3, Landschaft 
und Erholung, Blatt 1, Stand 01.09.2011    

10   Quelle: Flächennutzungsplanänderung Trautmannshofen, 09.06.2005, Ermisch & Partner, Roth    
11   Quelle: online‐Plattform „FIS‐Natur“ des Bay. LfU und „geoportal.bayern.de/bayernatlas“ des Bayerisches Staatsministerium der 

Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat 
12   Quelle: online‐Plattform „FIS‐Natur“ des Bay. LfU und „geoportal.bayern.de/bayernatlas“ des Bayerisches Staatsministeriums der 

Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat...  
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 Bestandsaufnahme und Bewertung der Umwelt‐
auswirkungen einschließlich der Prognose bei Durch‐
führung der Planung  

6.2.1 Natürliche Grundlagen, Topographie 

Der Geltungsbereich liegt auf einer leicht 
nach Süden hin geneigten Fläche im Süden 
von Trautmannshofen.  
Im Norden der Fläche ist die Geländehöhe 
ca. 579 ü. NN. und knapp darunter, im 
Süden der Flurnr. 333 fällt das Gelände bis 
fast 575 m ü. NN. 
(https://geoportal.bayern.de/bayernatlas/... ). 
 

Zu den Themen Naturraum, Vegetation, 
gebietseigene Gehölze (Vorkommens-
gebiet), Ursprungsgebiet für gebiets-
eigenes Saatgut … siehe Kapitel 6.2.5 ab 
Seite 53. 

 
Abbildung 7:  Höhenlage 

   
 

6.2.2 Schutzgut Fläche und Boden  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich 

(Bay. FIS 13) in der Naturraum-Haupteinheit ‚D 61‘  
‚Fränkische Alb‘, in der naturräumlichen Untereinheit 
‚Hochfläche der Mittleren Frankenalb` (081-A).   
Die Geologische Karte 1 : 500.0008

 14 nennt hier als Geo-
logische Einheit „w“ „Malm (Weißer Jura)“ mit „Mergel-, 
Kalk- u. Dolomitstein im Profil A--A' im Molasseuntergrund 
nach S Übergang von germanischer in helvetische Fazies“.    

Abbildung 8: Ausschnitt aus der 
Geologischen Karte M 1:500.000   

 

 
13   Bayerisches Fachinformationssystem Naturschutz, FIS‐Natur Online (FIN‐Web):  http://fisnat.bayern.de/finweb  September 2022  
14    Geologische Karte von Bayern 1:500.000  https://geoportal.bayern.de/bayernatlas/... 
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Die Übersichtsbodenkarte von Bayern 
1:25.000 

15 stellt für den Geltungsbereich 
„105 Fast ausschließlich Braunerde und (flache) 

Braunerde über Terra fusca aus (skelett-
führendem) Schluff bis Ton (Deckschicht) über 

Lehm- bis Ton(-schutt) (Carbonatgestein)“ dar. 

 
Abbildung 9:  Übersichtsbodenkarte M 1:25.000  

 
 

Im Geltungsbereich sind keine Altlastenverdachtsflächen und Altablagerungen oder 
weitere Vorbelastungen bekannt. Die Fläche befindet sich außerhalb der im Altlasten-
kataster registrierten Flächen, weitere Anhaltspunkte sind nicht bekannt. Sollten bei an-
fallenden Erdarbeiten und Abbrucharbeiten mögliche Verunreinigungen und Altlasten zu 
Tage kommen, sind diese unverzüglich dem Landratsamt Neumarkt sowie dem Wasser-
wirtschaftsamt Regensburg anzuzeigen.  

Im Geltungsbereich sind im Bayerischen Denkmal-Atlas   

16 keine Bodendenkmale erfasst 
(siehe auch Ziff. 6.2.7, ab Seite 60).  

Vorbelastung: Im Geltungsbereich bestehen keine Vorbelastungen durch Ver-
siegelungen. Die Fläche wird überwiegend landwirtschaftlich als intensives Grünland 
genutzt. Es handelt sich um weitgehend natürliche Bodenprofile, die durch anthropogene 
Veränderungen (Nutzung als intensives Grünland) überformt wurden.  

Ertragsfunktion des Bodens und Auswirkungen der Planung auf die Landwirt-
schaft: Es liegen keine besonders leistungsfähigen oder schutzwürdigen Bodenflächen 
vor. Es handelt sich hierbei um landwirtschaftliche Flächen mit durchschnittlichen land-
wirtschaftlichen Ertragsbedingungen.   
„Bei der beanspruchten Fläche handelt es sich um einen Acker mittlerer Güte, Acker-
zahl 38, 0,29 ha. Er wird bewirtschaftet von einem viehlosen Haupterwerbslandwirt. Der 
Landwirt gerät durch den Flächenverlust nicht in erhebliche Schwierigkeiten. Der Stand-
ort ist an allen Seiten von großen landwirtschaftlichen Flächen umgeben. Daher ist, v.a. 
bei Bestell- und Erntearbeiten, mit erheblichem Staubflug und Lärm zu rechnen. Dies ist 
zu dulden. Dass keine externen Ausgleichsflächen beansprucht werden, wird 
nachdrücklich befürwortet. Gemäß den Planungsvorgaben soll landwirtschaftliche Fläche 
grundsätzlich geschont werden zur Erhaltung der Nahrungsgrundlage. Laut Planung 
stehen jedoch keine Alternativen im Innenbereich zur Verfügung. Daher werden keine 
Einwände vorgebracht“ (Stellungnahme vom 17.07.2023 des AELF 

17) 

Auswirkungen: Jede Bebauung wirkt sich durch die unvermeidbare Versiegelung und 
den Eingriff in die Boden- und Oberflächenform negativ auf das Schutzgut Boden aus. 
Baubedingt werden Flächen verändert und Oberboden zwischengelagert. Die Ver-
siegelung und die Umgestaltung führen zu nicht kompensierbaren Auswirkungen: Der 
natürliche Bodenaufbau wird großflächig verändert und in den versiegelten Bereichen 
gehen praktisch alle Bodenfunktionen verloren (Puffer-, Regelungs-, Lebensraumfunktion 
und Produktionsfunktion des Bodens für die Landwirtschaft). 

Durch die geplante Bebauung (GRZ = 0,5) könnten bis zu ca. 50 % der Fläche dauerhaft 
versiegelt werden.  

 
15   Übersichtsbodenkarte von Bayern 1:25.000 https://geoportal.bayern.de/bayernatlas/    
16   Bayerischer Denkmal‐Atlas, https://geoportal.bayern.de/bayernatlas/..., September 2022  
17   Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Amberg‐Neumarkt – Stellungnahme des Bereichs Landwirtschaft vom 17.07.2023 – 

Zeichen 4612‐9‐19. 
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Es entstehen durch die Nutzung als Feuerwehrgerätehaus voraussichtlich keine nennens-
werten betriebsbedingten Belastungen.  

Aufgrund der Topografie ist – bei Beachtung der nötigen Vorsichtsmaßnahmen (siehe 
auch Hinweise im Textteil) - mit verstärkter Erosion, verursacht durch die Bebauung, 
nicht zu rechnen. Ein Ausgleich durch Entsiegelung an anderer Stelle ist nicht möglich.  

Der Ausgleich erfolgt wie ab Seite 69 geschildert. Der Verlust landwirtschaftlicher Flächen 
ist nicht kompensierbar.  

Vermeidungsmaßnahmen werden ergriffen, um die Auswirkungen zu reduzieren (siehe 
auch Kap. 6.4.1). Hierzu gehört eine Begrenzung der versiegelten Flächen und Ver-
wendung versickerungsfähiger Beläge wo möglich (nur auf Nebenflächen wie Fußwegen, 
PKW-Stellplätzen usw. möglich).  

Im Interesse des Bodenschutzes ist ein umweltfreundliches Bodenmanagement mit 
minimalem Verkehrsaufkommen anzustreben. 

Der Ausgleich erfolgt soweit möglich im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffs-
regelung durch eine Aufwertung geeigneter Flächen.         

Ergebnis: Es sind auf Grund der Versiegelung und des Verlustes landwirtschaftlicher 
Böden durchschnittlicher natürlicher Ertragsfähigkeit Umweltauswirkungen mittlerer Er-
heblichkeit für das Schutzgut Boden und Fläche zu erwarten, der Flächenverlust kann 
nicht ausgeglichen werden. 

Schutzgut 
Baubedingte 
Auswirkungen 

Betriebsbedingte 
Auswirkungen 

Anlagebedingte 
Auswirkungen 

Ergebnis   
– Eingriffserheblichkeit  

Boden / Fläche   mittel   gering   mittel    mittel  

 

6.2.3 Schutzgut Klima und Luft  

Das Planungsgebiet ist auf Grund seiner Lage im ländlichen Raum nicht als klimatisches 
Belastungsgebiet einzustufen. Von einer bestehenden (geringen) Vorbelastung durch 
Emissionen durch die angrenzende Gemeindeverbindungsstraße muss ausgegangen 
werden. Der Geltungsbereich ist als kleinflächiges Kaltluftentstehungsgebiet einzustufen. 
Die landwirtschaftlich genutzten Freiflächen haben lokale Bedeutung als Kaltluftent-
stehungsgebiete, aber keine überörtliche Funktion für den Luftaustausch oder als Frisch-
luftleitbahn. 

Auswirkungen: Die Funktion als Teil eines lokalen Kaltluftentstehungsgebietes geht ver-
loren. Eine Beeinflussung der Schutzgüter Luft und Klima durch Versiegelung und 
Emissionen ist nicht zu vermeiden. Es besteht aufgrund des ländlichen Charakters des 
Umfelds keine Gefahr der Überhitzung oder der Ausbildung von Wärmeinseln, die Frisch-
luftversorgung ist gesichert. Deshalb ist der Geltungsbereich als Fläche ohne klein-
klimatisch wirksame Luftaustauschbahn einzustufen.  

Während der Bauphase ist mit einem erhöhten Ausstoß von Emissionen zu rechnen. 

Es kann davon ausgegangen werden, dass erhebliche Beeinträchtigungen, die in Folge 
der Bauleitplanung entstehen, vermieden werden. Durch die Errichtung des Feuerwehr-
gerätehauses entstehen keine nennenswerten zusätzlichen betriebsbedingten Be-
lastungen.  

Vermeidungsmaßnahmen (siehe Kap. 6.4.1) können die Auswirkungen reduzieren. 
Der Ausgleich für verbleibende Beeinträchtigungen erfolgt im Rahmen der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung.  
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Ergebnis: Auf Grund der vorgesehenen Nutzung als Feuerwehrgerätehaus sind Umwelt-
auswirkungen geringer Erheblichkeit für das Schutzgut Klima und Luft zu erwarten. 

Schutzgut 
Baubedingte 
Auswirkungen  

Betriebsbedingte 
Auswirkungen  

Anlagebedingte 
Auswirkungen  

Ergebnis  – Eingriffserheblichkeit 

Klima / Luft   gering   gering    gering    gering  

 

6.2.4 Schutzgut Wasser  

Oberflächengewässer sind im Geltungs-
bereich und dem Umfeld nicht vorhanden. 
Sonstige hydrologisch relevante Struk-
turen, wie Quell- oder Vernässungs-
bereiche findet man ebenfalls nicht.  
 

Das Gebiet befindet sich nicht in einem 
ausgewiesenen Wasserschutzgebiet.  
 

Hochwassergefahrenflächen: Von der 
Planung sind keine festgesetzten, vor-
läufig gesicherten oder faktischen Über-
schwemmungsgebiete sowie wasser-
sensible Bereiche betroffen.  
Der Bereich liegt im Einzugsbereich eines 
nach Laaber führenden Tals.  Abbildung 10:  Wasserschutzgebiet (blau), wassersensible 

Bereiche (grün), Lage des Gebiets (rot). 
 

Über die Grundwasserverhältnisse liegen keine detaillierten Angaben vor. Die ver-
karstungsfähigen Schichten des Weißen Juras werden von heterogenen Lagen aus 
Kreidesedimenten überlagert, die möglicherweise auch ein oberflächennahes lokales 
Grundwasservorkommen beinhalten können. Gemäß des Geoviewers der Bundesanstalt 
für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR)18 verfügt das Gebiet um Trautmannshofen 
über „keine bedeutenden Grundwasservorkommen“. Die mittlere jährliche Grundwasser-
neubildung (GWN1000) liegt demnach bei einem Wert von ca. 222 mm / Jahr. 

Auf Grund der nahezu ebenen Fläche im Planungsbereich ist die Gefahr von Be-
einträchtigungen durch „wild abfließendes Wasser“ als gering einzustufen. 
 

Baubedingte Auswirkungen:  
Das geplante Gebiet kann ordentlich an die gemeindliche Abwasseranlage angeschlossen 
werden. 

Es kann nach dem derzeitigen Erkenntnisstand davon ausgegangen werden, dass bei den 
Erschließungen und sonstigen Baumaßnahmen kein Grundwasser angeschnitten wird.   

Es ist dafür Sorge zu tragen, dass ein übermäßiger Oberflächenwasserabfluss auf be-
nachbarte Grundstücke vermieden wird.  
Es besteht, insbesondere während der Bauzeit, ein geringes Restrisiko der Be-
einträchtigung des Grundwassers durch stoffliche Einträge. Bei den Baumaßnahmen ist 
den Anforderungen des allgemeinen Grundwasserschutzes bzw. dem wasserwirtschaft-
lichen Vorsorgegrundsatz des § 1 WHG in ausreichendem Maße Rechnung zu tragen. 
Während des Baubetriebs ist mit erhöhter Erosionsgefahr bei offen liegenden Böden zu 
rechnen. 

 
18   Geoviewer Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR), 

https://www.bgr.bund.de/DE/Gemeinsames/Geoviewer/geoviewer_node.html       März 2022  
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Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen:  
Durch die zu erwartende Neuversiegelung aufgrund der Bebauung und Erschließung wird 
die Grundwasserneubildung reduziert. Auf zur Bebauung vorgesehenen Flächen wird in 
der Regel durch die Versiegelung der Oberflächenabfluss vermehrt und beschleunigt, das 
Rückhaltevolumen des belebten Bodens vermindert und die Grundwasserneubildungsrate 
herabgesetzt. Dem gegenüber wird der oberflächliche Abfluss erhöht. Auch die Ver-
dunstung wird aufgrund der Versiegelung reduziert. 

Verminderungsmaßnahmen wie die Festsetzungen zu versickerungsfähigen Ober-
flächen / Belägen, Regenwassernutzung, etc. können die Auswirkungen teilweise 
reduzieren.  

Es sind im Ergebnis durch die Versiegelung bei Einhaltung der Verminderungsmaß-
nahmen Umweltauswirkungen geringer bis mittlerer Erheblichkeit für das Schutzgut 
Wasser zu erwarten.  

Schutzgut 
Baubedingte Aus‐
wirkungen 

Betriebsbedingte 
Auswirkungen 

Anlagebedingte 
Auswirkungen 

Ergebnis – Eingriffserheblichkeit  

Wasser   gering ‐ mittel   gering   gering – mittel   gering – mittel  

 

6.2.5 Schutzgut Pflanzen und Tiere und biologische Vielfalt  

Potenziell natürliche Vegetation  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt in der Naturräumlichen Einheit „D-61 
Fränkische Alb“. Als potentiell natürliche Vegetation wird für das Gebiet die Einheit 
„M4b“, „Waldmeister-Buchenwald im Komplex mit Waldgersten-Buchenwald“  

19 genannt.  
 

Vorkommensgebiet gebietseigener Gehölze / Ursprungsgebiet 
gebietseigenes Saatgut 

Nach § 40 BNatSchG „Ausbringen von Pflanzen 
und Tieren“ sind in der freien Natur gebiets-
eigene Gehölze bzw. Saatgut zu verwenden. 
Im Naturraum 081-A „Hochfläche der Mittleren 
Frankenalb“ ist das Vorkommensgebiet 
gebietseigener Gehölze die Einheit „5.2 
Schwäbische und Fränkische Alb“. 
Als Ursprungsgebiet für gebietseigenes Saatgut 
wird „14 Fränkische Alb“ genannt. („FINweb“ 

20)

Autochthones Saatgut oder Pflanzenmaterial:  
Pflanzungen im Zuge der Maßnahme erfolgen 
laut Leitfaden 

21 im Vorkommensgebiet 5 
„Schwarzwald, Württembergisch-
Fränkisches Hügelland und Schwäbisch-
Fränkische Alb“.  

Abbildung 11:  Vorkommensgebiete (im Leitfaden S. 8) 

 

 
19   Quelle: Bayerisches Fachinformationssystem Naturschutz ‐ FIN‐WEB (Online‐Viewer)  http://fisnat.bayern.de/finweb/  September 2022 
20   Quelle: Bayerisches Fachinformationssystem Naturschutz ‐ FIN‐WEB (Online‐Viewer)  http://fisnat.bayern.de/finweb/  September 2022  

siehe auch: Leitfaden zur Verwendung gebietseigener Gehölze – Herausgeber Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU) ‐ Januar 2012   

21   Leitfaden zur Verwendung gebietseigener Gehölze des Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Jan. 2012  
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„Das Verlangen nach Herkunftsnachweisen ist zwingend in den Ausschreibungsunterlagen 
anzukündigen. Beim Herkunftsnachweis ist aber grundsätzlich auf ein einheitliches 
Niveau zu achten. Mindeststandard muss eine lückenlose Kontrolle und Dokumentation 
über alle Stadien des Produktionsverlaufs gebietseigener Gehölze aus den Vorkommens-
gebieten des Leitfadens beziehungsweise nach FoVG von der Ernte bis zum Endver-
braucher sein“ (S. 20 Leitfaden zur Verwendung gebietseigener Gehölze des Bundesmini-
sterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Jan. 2012).  

Schutzgebiete / Biotope   

Im Geltungsbereich sowie im Umfeld des Planungsgebiets befindet sich weder ein FFH-
Gebiet noch ein Vogelschutzgebiet gemäß EU-Vogelschutzrichtlinie noch ein sonstiges 
Schutzgebiet (Landschaftsschutzgebiet …).  

In der Biotopkartierung Bayern sind im Planungsbereich keine Strukturen erfasst.  

Erkenntnisse über gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG und Art. 23 
BayNatSchG im Planungsgebiet sowie den unmittelbar angrenzenden Bereichen liegen 
bisher nicht vor. Das Planungsgebiet wird als intensives Grünland genutzt.  

Der Punkt „Verbotstatbestände im Hinblick auf die Arten des Anhangs IV der 
FFH-Richtlinie und die sonstigen, nach nationalem Recht streng geschützten Arten sowie 
die Europäischen Vogelarten“ wird im Umweltbericht zum Bebauungsplan, Kapitel 4.2.5 
„Pflanzen …“ ab Seite 53ff abgehandelt.  

 

Reale Vegetation / Nutzung  

Die Vegetationsstruktur und Flächennutzung des Gebietes und des Umfeldes sind im Luft-
bild (siehe Abbildung 12) zu erkennen. 

Die vorhandene Vegetation im Geltungsbereich ist durch die menschliche Nutzung 
geprägt. Der Geltungsbereich wird landwirtschaftlich als intensives Grünland genutzt 
(BNT: G1122). Gehölzstrukturen und sonstige gliedernde Strukturen wie Ranken und 
Raine sind nicht vorhanden.  

Östlich grenzt der Friedhof von Trautmannshofen an. Entlang der Grenze ist eine Schnitt-
hecke aus Weißdorn vorhanden. Auf der Fläche des Friedhofs befinden sich mehrere 
größere Laubbäume. 

Unmittelbar westlich verläuft die Gemeindeverbindungsstraße. Im Norden grenzt der ge-
pflasterte Zufahrtsweg zum Friedhof (Friedhofstraße) an. Südlich verläuft ein Schotter-
weg (rückwärtige Zufahrt zum Friedhof).  

Eine Beeinträchtigung naturschutzfachlich bedeutsamer, seltener Arten der Pflanzen- und 
Tierwelt ist nach derzeit vorliegenden Erkenntnissen nicht zu erwarten. Die als intensives 
Grünland genutzte Fläche weist für das Schutzgut Tiere und Pflanzen eine geringe Be-
deutung auf und ist als „Schutzgut mit geringer Bedeutung für den Naturhaushalt und 
das Landschaftsbild“ einzustufen (Liste 1a des Leitfadens zur Eingriffsregelung 

23).  

Es bestehen geringe Vorbelastungen durch die angrenzende Gemeindeverbindungsstraße 
mit ihren Emissionen bzw. Störungen durch Lärm oder Licht. Hierdurch ist bereits mit 
negativen Auswirkungen, insbesondere für empfindliche Arten der Fauna zu rechnen. 

 
22   Biotopnutzungstyp (BNT) gemäß Biotopwertliste zur Anwendung der Bayerischen Kompensationsverordnung (BayKompV), Stand 

28.02.2014 (mit redaktionellen Änderungen vom 31.03.2014) 
23   Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft – Ein Leitfaden (Ergänzte Fassung), Januar 2003; 

Fortschreibung Dezember 2021 
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Abbildung 12:  Luftbild mit vorhandener Nutzung und Geltungsbereich  
 

 

Artenschutz 

Der Planungsbereich wird als intensives Grünland genutzt. Gehölzstrukturen sind nicht 
vorhanden. 

Aufgrund der geringen naturschutzfachlichen Bedeutung der Fläche ist nach Abstimmung 
mit der Unteren Naturschutzbehörde Neumarkt i. d. OPf. die Erstellung einer speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) nicht erforderlich (Mail der Unteren Naturschutz-
behörde vom 10.10.2022).  

Ausführungen zum speziellen Artenschutzrecht (spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung - saP): Wie bei allen Eingriffsvorhaben ist auch im vorliegenden Fall zu prüfen, 
in wieweit bei den europarechtlich geschützten Arten (Arten des Anhangs IV der FFH-
Richtlinie, europäische Vogelarten) und den sonstigen nach nationalem Recht streng ge-
schützten Arten Verbotstatbestände im Sinne von § 44 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 5 
BNatSchG ausgelöst werden.  
      

Verbotstatbestände: Sowohl im Hinblick auf die Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und die sonstigen, 
nach nationalem Recht streng geschützten Arten sowie die Europäischen Vogelarten gelten folgende Verbote:  
       

Schädigungsverbot:  Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten und damit ver-
bundene vermeidbare Verletzung oder Tötung von Tieren oder ihrer Entwicklungsformen. Abweichend davon 
liegt ein Verbot nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fort-
pflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gewahrt wird.    
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Störungsverbot:  Erhebliches Stören der Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Über-
winterungs- und Wanderungszeiten. Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die Störung zu keiner 
Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population führt.    
Tötungsverbot:  Gefahr von Kollisionen, wenn sich durch das Vorhaben das Kollisionsrisiko für die jeweiligen 
Arten unter Berücksichtigung der vorgesehenen Schadenvermeidungsmaßnahmen signifikant erhöht. Die Ver-
letzung oder Tötung von Tieren und die Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen, die mit der 
Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten verbunden sind, werden im Schädigungs-
verbot behandelt.  
     

 

Biologische Vielfalt 

Die biologische und strukturelle Vielfalt im Geltungsbereich selbst ist auf Grund der 
anthropogenen Überprägung und intensiven Nutzung, der Lage an der unmittelbar 
westlich angrenzenden Gemeindeverbindungsstraße sowie dem Fehlen geeigneter 
Habitate als gering einzustufen. 
 

 
Abbildung 13:  Ansicht von Süden (eigenes Bestandsfoto vom 08.09.2022).  
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Abbildung 14:  Ansicht von Norden (eigenes Bestandsfoto vom 08.09.2022).  

 
  
 

Auswirkungen (einschließlich speziellem Artenschutzrecht):  

Durch die Realisierung des Vorhabens wird Intensivgrünland (BNT: G1124) in Anspruch 
genommen, welches eine geringe Bedeutung als Lebensraum von Pflanzen und Tieren 
aufweist. Gehölzstrukturen sind nicht betroffen.  
Neben dem unmittelbaren Lebensraumverlust durch Überbauung und Umbruch, können 
benachbarte Lebensraumstrukturen grundsätzlich auch durch indirekte Effekte wie Ver-
lärmung, Beschattung, Veränderungen des Kleinklimas etc. beeinträchtigt werden. 
Erhebliche Beeinträchtigungen sind aber auf Grund der ausreichenden Abstandsflächen  
nicht zu erwarten.  
Die Durchlässigkeit des Baugebiets wird durch  die Bebauung und sonstige Flächenver-
siegelungen reduziert. Nachhaltige Auswirkungen durch Zerschneidung von Lebens-
räumen von Arten mit größeren Arealansprüchen sind nicht zu erwarten, da keine groß-
flächigen Biotopkomplexe neu zerschnitten werden. Mit Trenneffekten bisher unberührter 
Lebensraumbereiche ist nicht zu rechnen. 
Die Schaffung von neuen naturnahen Strukturen kann die Eingriffe minimieren. Die Neu-
anlage einer extensiv genutzten, blütenreichen Wiese 

25 sowie die Pflanzung von Laub-
bäumen und Sträuchern bereichern die Kulturlandschaft und das Landschaftsbild. Mittel-
fristig ist, nach entsprechender Entwicklungszeit der Begrünungsmaßnahmen, damit zu 
rechnen, dass neue Lebensräume für heckenbrütende Vogelarten der Feldfluren 
(randliche Eingrünung) und für weitere Arten von Streuobstwiesen und Hecken, wie 
Eidechsen, Heuschrecken usw. geschaffen werden.  
Während des Baubetriebs ist mit vorübergehenden Beeinträchtigungen, z.B. durch Bau-
lärm, Staubentwicklung etc.) zu rechnen. 
 
Vermeidungsmaßnahmen wie die Eingrünung des Baugebietes mit standortheimischen 
Gehölzen tragen zur Minimierung des Eingriffs bei.   

 
24   Biotopnutzungstyp (BNT) gemäß Biotopwertliste zur Anwendung der Bayerischen Kompensationsverordnung (BayKompV), Stand 

28.02.2014 (mit redaktionellen Änderungen vom 31.03.2014) 
25   .  
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Ergebnis: Die Flächen im Geltungsbereich weisen durch die Nutzung als Intensivgrün-
land eine geringe Bedeutung als Lebensraum für Pflanzen und Tiere auf.  
Eine Verschlechterung der biologischen Vielfalt und erhebliche Umweltauswirkungen für 
dieses Schutzgut sind nicht zu erwarten. Entsprechend den obigen Ausführungen werden 
bei Beachtung der Vermeidungsmaßnahmen insgesamt keine Verbotstatbestände nach 
§ 44 BNatSchG hervorgerufen.    
Es sind unter diesen Voraussetzungen Umweltauswirkungen geringer Erheblichkeit für 
das Schutzgut Pflanzen und Tiere zu erwarten.  

Schutzgut 
Baubedingte 
Auswirkungen 

Betriebsbedingte 
Auswirkungen 

Anlagebedingte 
Auswirkungen 

Ergebnis   
– Eingriffserheblichkeit  

Pflanzen, Tiere und deren 
Lebensräume, Biologische 

Vielfalt 
 gering    gering    gering    gering  

 

6.2.6 Schutzgut Landschaft / Erholung  

Gemäß Regionalplan der Region Regensburg liegt der Geltungsbereich nicht in einem 
„Landschaftlichen Vorbehaltsgebietes“26.  

Das geplante Baugebiet liegt auf einer nahezu ebenen Fläche südlich von Trautmanns-
hofen im Einzugsbereich eines nach Laaber führenden Tals (siehe Abbildung 10, S. 52). 

 
Abbildung 15:  Luftbild 3D‐Ansicht (Quelle: http://geoportal.bayern.de/bayernatlas, Stand September 2022)   

Der Geltungsbereich ist geprägt durch die landwirtschaftliche Nutzung als intensives 
Grünland. Unmittelbar westlich verläuft die Gemeindeverbindungsstraße. Westlich der 
Straße grenzt eine Gehölzstruktur mit Laubbäumen und Sträuchern an, die eine Ein-
grünung aus westlicher Richtung bietet. Im Osten grenzt der örtliche Friedhof an, der 
durch eine niedrige Schnitthecke eingesäumt ist und durch mehrere größere Laubbäume 
geprägt ist. Das Umfeld wird überwiegend intensiv landwirtschaftlich genutzt. In der 

 
26 Regionalplan der Region Regensburg (11) mit Text und Karten 

https://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/service/landes_und_regionalplanung/regionalplanung/index.html   ‐ Karte 3, Landschaft 
und Erholung, Blatt 1, Stand 01.09.2011    
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näheren Umgebung im Südwesten und Südosten sind abschirmende Waldbestände vor-
handen.  

 
Abbildung 16:  Ansicht Blickrichtung Norden / Trautmanns‐
hofen 

Abbildung 17:  Ansicht Blickrichtung Osten auf den Fried‐
hof 

Angrenzende große intensiv genutzte landwirtschaftliche Flächen sind landschaftsbild-
prägend, mit Wald / Forstbeständen auf dem Steinberg und „Am Abbrennten Berg“. Der 
unmittelbare Geltungsbereich des Bebauungsplans kann auf Grund der kleinflächigen 
Nutzung als Grünland nicht als landschaftsbildprägend eingestuft werden.  

Entsprechend der Landschaftsbildqualität ist die Erholungseignung einzustufen. Der 
Geltungsbereich selbst ist für die landschaftsgebundene Erholung als Teil des Gesamt-
bildes von geringer Bedeutung. Der vorhandene Weg im Norden (Weg zum Friedhof) – 
außerhalb des Geltungsbereiches- hat eine gewisse Bedeutung für die ortsnahe Erholung 
und bleibt erhalten. Hier verläuft mit dem „Jurasteig“ („Wallfahrer-Schlaufe“) auch ein 
Fernwanderweg. Auf der angrenzenden Gemeindeverbindungsstraße befindet sich der 
„Pegnitz-Laber-Radweg“; es handelt sich hierbei um einen Fernradweg. Zudem verlaufen 
hier einige regionale Radwege des Wegenetzes im Landkreis Neumarkt i. d. OPf. (u. a. 
„Regionalpark Neumarkt i.d.OPf. – Quellenreich“), die unverändert erhalten bleiben. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft:  
Jeder Eingriff, jede Bebauung verändert das Orts- und Landschaftsbild im unmittelbaren 
Vorhabensbereich grundlegend. Im Zuge des Bauvorhabens wird auf als Grünland 
genutzten Flächen ein neues Feuerwehrgerätehaus errichtet sowie Stellplätze angelegt.  

Zur Eingriffsminimierung ist entlang der Straße die Anlage einer Baumreihe vorgesehen. 
Im Süden erfolgt eine Eingrünung durch Schaffung einer extensiv genutzten, naturnahen, 
Wiese mit ergänzenden Gehölzpflanzungen (Hecke, Obstbaum-Hochstämme).  

Die derzeit bereits geringe Erholungseignung auf der Fläche selbst geht durch die Be-
bauung nahezu vollständig verloren. Die für die ortsnahe Erholung potentiell relevanten 
Wegeverbindungen im Umfeld bleiben aber erhalten. 
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Vermeidungsmaßnahmen können die Auswirkungen reduzieren und tragen zur Ver-
minderung des Eingriffes in das Schutzgut Landschaftsbild bei. Hierzu gehören die Fest-
setzungen zu Bepflanzungen sowie die Festsetzungen zur baulichen Gestaltung 
(maximale Höhe baulicher Anlagen …). Das natürliche Landschaftsrelief ist zu erhalten. 
Das Gelände darf in seinem natürlichen Verlauf nicht wesentlich verändert werden. Auf-
schüttungen und Abgrabungen sind weitestgehend zu vermeiden.  
Der Ausgleich erfolgt im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. Voraus-
setzung hierfür sind die genannten Vermeidungsmaßnahmen (Eingrünung …).   
Zum Landschaftsbild siehe auch auf den Seiten 66, 67 und 68. 

Ergebnis: Es sind bei Verwirklichung der Vermeidungsmaßnahmen Umweltauswirkungen 
geringer Erheblichkeit für das Landschaftsbild und die Erholungseignung zu erwarten.  

Schutzgut 
Baubedingte 
Auswirkungen 

Betriebsbedingte 
Auswirkungen 

Anlagebedingte 
Auswirkungen 

Ergebnis – Eingriffs‐ 
erheblichkeit  

Landschaft, Landschaftsbild, 
Erholungseignung 

 gering    gering   mittel    gering  

 

6.2.7 Schutzgut Mensch, Kultur‐ und sonstige Sachgüter 

Kulturgüter und sonstige Sachgüter  

Bau- und Bodendenkmäler / archäologische Bodenfunde sind innerhalb des Geltungs-
bereichs nicht bekannt. Der Bayerische Denkmal-Atlas  

27 weist im Geltungsbereich  keine 
bekannten Hinweise auf Bodendenkmäler aus.  

Die nächsten Bau- bzw. Bodendenkmale befinden sich in der Ortsmitte von Trautmanns-
hofen im Bereich der Kirche. 

Sollten im Zuge der Baumaßnahmen kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfunde oder 
Befunde zutage treten, ist der gesetzlichen Meldepflicht zu entsprechen; die zuständigen 
Denkmalschutzbehörden sind einzuschalten sowie der Zustand unverändert zu erhalten.  

Die derzeitigen potenziellen landwirtschaftlichen Produktionsflächen im Geltungs-
bereich werden als intensives Grünland genutzt. Mit der Realisierung des Vorhabens geht 
eine Fläche von ca. 2.930 m² mit durchschnittlichen landwirtschaftlichen Ertrags-
bedingungen für die Erzeugung von Nahrungs- und Futtermitteln sowie Energierohstoffen 
nachhaltig verloren, dieser Verlust kann nicht direkt kompensiert werden.  

Ergebnis: Kultur- und sonstige Sachgüter sind voraussichtlich einzig durch den nicht 
ausgleichbaren Verlust landwirtschaftlicher Flächen betroffen. 

 

Umweltbezogene Auswirkungen auf Mensch und Gesundheit    

Das geplante Baugebiet liegt südlich von Trautmannshofen, zwischen der Gemeinde-
verbindungsstraße im Westen und dem Friedhof im Osten. 

Aufgrund einer Entfernung von ca. 90 m bis zur nächsten Wohnbebauung und der 
Nutzung als Feuerwehrgerätehaus sind Auswirkungen auf den Menschen nur in geringem 
Maß vorhanden.  

 
27   Bayerischer DENKMAL‐ATLAS (geoportal.bayern.de/bayernatlas‐klassik), September 2022 
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Aufgrund der geringen Ausdehnung, Lage und Strukturierung ist die Bedeutung der 
Fläche für die Erholung der Bevölkerung vergleichsweise gering (siehe Schutzgut 
Landschaft / Erholung ab Seite 58). Dem entsprechend sind nur relativ geringe Aus-
wirkungen im Bereich Erholung zu erwarten. Angrenzende Wegeverbindungen mit 
Bedeutung für Erholung und Freizeit (Rad-, Wanderwege) bleiben in ihrem Umfang 
erhalten. Zeitweise Beeinträchtigung für Besucher des Friedhofes sind im Zuge der 
Nutzung als Feuerwehrgerätehaus, insbesondere bei einem Einsatz, möglich, halten sich 
jedoch aufgrund des voraussichtlich geringen zeitlichen Umfangs in Grenzen. 

Die Fläche dient weder dem Lärmschutz noch hat sie besondere Bedeutung für die Luft-
reinhaltung.  

Das Thema Überschwemmungsgebiete, Hochwasser usw. wird beim Schutzgut Wasser 
behandelt, ist aber auch für das „Schutzgut Mensch, Kultur- und sonstige Sachgüter“ von 
Bedeutung. Da sich der Geltungsbereich in keiner ausgewiesenen Hochwassergefahren-
fläche befindet, sind keine Beeinträchtigungen zu erwarten. 

Die an den Planungsbereich angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen müssen bei 
ordnungsgemäßer Bewirtschaftung keine Einschränkungen hinnehmen. Es kann zum Bei-
spiel durch das Ausbringen von Gülle und Jauche eine temporäre Beeinträchtigung des 
Baugebiets erfolgen. Diese ist hinzunehmen. Darüberhinausgehende, schädliche Umwelt-
einflüsse auf das geplante Baugebiet sind nicht erkennbar. 

Während der Bauphase ist mit baubedingten Belastungen durch den Baustellen-
betrieb und dem damit zusammenhängenden Fahrverkehr zu rechnen (Lärm, Staub, 
optische Reize). Sie werden als unerheblich eingestuft, da sie zeitlich begrenzt auftreten 
und keine bleibenden Folgen für die Wohn- und Erholungsfunktionen sowie das Wohl-
befinden und die Gesundheit haben.  

Durch die Realisierung des Vorhabens wird es anlage- und betriebsbedingt kaum zu 
einer Zunahme des Verkehrs kommen. Die vorhandenen Siedlungsgebiete im Süden 
von Trautmannshofen werden durch die geplante Bebauung nicht zusätzlich belastet, da 
die Zufahrt über die Gemeindeverbindungsstraße (Betzenriedweg) sowie die Friedhofs-
straße erfolgt.  

Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von 
Energie werden empfohlen.  

Die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Ab-
wässern sind sicher zu stellen, die Voraussetzungen hierfür sind gegeben. 

Ergebnis: Aufgrund der Lage und Nutzung ist mit einer geringen Beeinträchtigung des 
Schutzgutes Mensch zu rechnen. Kultur- und sonstige Sachgüter sind voraussichtlich im 
Wesentlichen durch den Verlust landwirtschaftlicher Flächen betroffen, dieser Flächen-
verlust ist nicht ausgleichbar.  

Schutzgut 
Baubedingte 
Auswirkungen 

Betriebsbedingte 
Auswirkungen 

Anlagebedingte 
Auswirkungen 

Ergebnis   
– Eingriffserheblichkeit  

Mensch, Kultur‐ und 
sonstige Sachgüter 

 mittel    gering   gering  
Verlust landwirtschaft‐
licher Flächen, ansonsten 
gering   
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6.2.8 Wechselwirkungen 

Grundsätzlich stehen alle Schutzgüter untereinander in einem komplexen Wirkungs-
gefüge. Bei der Analyse der Auswirkungsprognose wurden bereits Wechselwirkungen bei 
den Schutzgütern herausgearbeitet. Beispielsweise wirkt sich die Versiegelung (Be-
troffenheit des Schutzguts Boden) auch auf das Schutzgut Wasser (Reduzierung der 
Grundwasserneubildung) sowie Klima und Luft (Veränderung des Lokalklimas) aus.  

Eine gute Eingrünung hat positive Auswirkungen auf Landschaftsbild und die Biotop-
vernetzung. Soweit also Wechselwirkungen bestehen, wurde diese bereits oben berück-
sichtigt.  

 

6.2.9 Auswirkungen bei schweren Unfällen oder Katastrophen  

Es wird nicht mit zusätzlichen Auswirkungen gerechnet, die aufgrund der Anfälligkeit der 
nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu 
erwarten sind (im Sinne von §1 Abs. 6 Nr. 7 j BauGB und Anlage 1 Abs. 2 e BauGB). 
Weder in der Bauphase, noch in der Betriebsphase sind in Hinsicht auf Katastrophen und 
schwere Unfälle (bezogen auf die Schutzgüter) zusätzliche Maßnahmen erforderlich.  

 
 

 Alternative Planungsmöglichkeiten und Prognose 
über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Nichtdurchführung der Planung (Nullvariante)  

Als Alternativen zur Ausweisung des Bebauungsplans „Feuerwehrhaus Trautmanns-
hofen“ in der vorliegenden Fassung wurden folgende Möglichkeiten geprüft (siehe auch 
Ziff. 5.4.1, Seite 33):  

● „Am Jakobsweg: Grundstücksinhaber lehnen einen Verkauf beim Erstgespräch ab.“ 

● „Maximilianstr. 11: Grundstücksinhaber lehnt Angebot vom Markt Lauterhofen ab.“ 

● „Betzenriedweg nähe Sportplatz bzw. Ortsrand: Grundstücksbesitzer lehnt Verkauf 
beim Erstgespräch ab.“  

● „Maximilianstr. gegenüber FF-Haus: Keine Einigung mit Grundstücksbesitzer auf-
grund fehlender Tauschmöglichkeiten. Nach Gespräch mit KBR würde das Grund-
stück platztechnisch nicht ausreichen.“  

● „Oberdorfstr. Ortsausgang: Zufahrt- bzw. Alarmwege nicht zulässig, da viel zu eng 
und unübersichtlich.“  

● „Dientzenhoferstr. 4, Pfarrgarten: Grundstücksinhaber lehnt einen Verkauf ab.““  
      

(Angaben aus der Stellungnahme Neubau Feuerwehrgerätehaus Trautmannshofen „Betzen-riedweg 
/ Friedhofstr.“ der Freiwilligen Feuerwehr Trautmannshofen e. V. vom 04.12.2021).  

Es bleibt die Nullvariante als „Alternative“ - keine Neuausweisung des Baugebietes und 
Belassen der Flächen im jetzigen Zustand: Die Flächen würden weiterhin landwirtschaft-
lich genutzt. Der nicht ausgleichbare Verlust landwirtschaftlicher Flächen würde an dieser 
Stelle unterbleiben. Dies würde dann voraussichtlich zur Inanspruchnahme weniger ge-
eigneter Flächen an anderer Stelle führen. Der Markt Lauterhofen würde die Bedürfnisse 
der Freiwilligen Feuerwehr vor Ort (notwendige Anschaffung neuer Gerätschaften, Ein-
haltung der Unfallverhütungsvorschriften…) nicht ausreichend berücksichtigen.  
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 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Ver‐
ringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Aus‐
wirkungen 

Im Folgenden die geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-
gleich möglicher nachteiliger Auswirkungen:    

6.4.1 Vermeidung und Verringerung 

Nach der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB sind auch die Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen im Umweltbericht dazustellen. Im Sinne der Eingriffsregelung 
des § 14 BNatSchG ist es oberstes Gebot, vermeidbare Beeinträchtigungen des Natur-
haushalts und des Landschaftsbildes zu unterlassen.  

In die Festsetzungen des Bebauungsplanes werden die Vermeidungsmaßnahmen aus An-
hang 2 auf Seite 40 des Leitfadens soweit möglich übernommen.  

Als Vermeidungs- und eingriffsmindernde Maßnahmen sind in erster Linie die geplanten 
Pflanzmaßnahmen und die Festsetzungen zur baulichen Gestaltung (maximale Gebäude-
höhen …) zu nennen. Die Verringerung bzw. Reduzierung der Grundwasserneubildung 
wird in geringem Umfang durch die Festsetzung durchlässiger Befestigungen im Bereich 
von Fußwegen und Stellplätzen begrenzt. Bei Flächen für die Feuerwehr wird eine 
Verwendung durchlässiger Befestigungen vermutlich nicht sinnvoll sein. Die Ver-
meidungsmaßnahmen werden im Kapitel 6.2 bei den Schutzgütern aufgeführt und bei 
6.4.2 angerechnet / berücksichtigt.   
 

6.4.2 Eingriffsermittlung  

Nach dem Bundesnaturschutzgesetz sind erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft vorrangig zu vermeiden; soweit sie nicht vermeidbar sind, sind sie „durch 
Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen … zu kompensieren“ (§ 13 BNatSchG).  

Die Grundlage für die Beurteilung der Eingriffsschwere ist der Flächenzustand vor Beginn 
der Maßnahmen, welche die Umnutzung vorbereiten. Nach § 1a Abs. 3 BauGB ist ein 
Ausgleich „nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt sind oder zulässig waren“.  

Für die Beurteilung der Eingriffsregelung wird ein Verfahren angelehnt an den Baye-
rischen Leitfaden zur Eingriffsplanung in der Bauleitplanung „Bauen im Einklang mit 
Natur und Landschaft“28 (fortgeschriebene Fassung vom Dezember 2021) angewandt.  
Bei der „Checkliste zur vereinfachten Vorgehensweise“ im Leitfaden (S. 12) wurden nicht 
alle Fragen zum Bebauungsplan mit „ja“ beantwortet, deshalb wird im Folgenden ein Ver-
fahren angelehnt an das Regelverfahren angewendet.    

 
28   Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung ‐ Ein Leidfaden, Fortschreibung des Leitfadens aus 

dem Jahr 2003, Stand: Dezember 2021, Herausgeber: Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr 
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Schritt 1: Erfassen und Bewerten von Natur und Landschaft 
 

Teilschritt  1a: Ermitteln der Eingriffsf läche  
  

 
Abbildung 18:  Eingriffsfläche (rot schraffierte Flächen)  

Der Geltungsbereich umfasst insgesamt eine Fläche von ca. 2.930 m². 

Die Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Feuerwehr umfasst 
ca. 1.535 m² (= Eingriffsfläche, rot schraffierte Flächen in Abbildung 18).  

Teilschritt  1b: Einstufung und Bewertung des Zustandes des Plangebietes 
(Ausgangszustand)  

Für das Schutzgut Arten und Lebensräume werden die im Untersuchungsraum vor-
handenen Flächen je nach Merkmalen und Ausprägungen den Biotop- und Nutzungs-
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typen (BNT) der Biotopwertliste29 (s. Biotopwertliste zur Anwendung der BayKompV 
und zugehörige Arbeitshilfe BayKompV, StMUV 2014, u. LfU 2014 in der jeweils gelten-
den Fassung) zugeordnet. Soweit sich die Bedeutung eines BNT für Natur und Land-
schaft auf die Fläche seines konkreten Vorkommens im Untersuchungsraum beschränkt, 
wird dieser naturschutzfachliche Wert durch Wertpunkte entsprechend der Biotopwert-
liste ausgedrückt. Darüberhinausgehende Auswirkungen werden verbal-argumentativ 
beim Schutzgut Pflanzen und Tiere (siehe Ziffer 6.2.5 ab Seite 53) erfasst. Ebenso erfolgt 
die Bewertung aller weiteren Schutzgüter (insbesondere Landschaftsbild – ab Seite 66) 
verbal-argumentativ.  

Bei dem Intensivgrünland handelt es sich gemäß Liste 1a des Leitfadens um einen „Bio-
top- und Nutzungstyp mit naturfernen und anthropogen stark beeinflussten Biotop- und 
Nutzungstypen“ mit geringer naturschutzfachlicher Bedeutung. 

Die Bewertung des Ausgangszustandes der BNT 
in Wertpunkten erfolgt bei BNT mit geringer 
und mittlerer naturschutzfachlicher Bedeutung 
entsprechend der vereinfachten Erfassung 
pauschal anhand des mittleren Wertes der 
Grundwerte der betroffenen Biotop- und 
Nutzungstypengruppen.  
Bei BNT mit hoher naturschutzfachlicher 
Bedeutung erfolgt die Bewertung gemäß 
Biotopwertliste. Das bedeutet im Überblick30 
(siehe nebenstehende Abbildung):  

Abbildung 19:  Bewertung gemäß Leitfaden, S. 15  

Für das Planungsgebiet ergibt sich folgende Einstufung und Bewertung des Eingriffs-
bereichs in Bezug auf das Schutzgut Arten und Lebensräume:  

Flächen für den Gemeinbedarf (Feuerwehr) 
 

Einstufung und Bewertung des Zustandes des Plangebietes nach der naturschutzfachlichen 
Bedeutung des Schutzgutes Arten‐ und Lebensräume  

Bezeichnung gemäß 
Biotopwertliste 

BNT gem. 
Biotopwert‐

liste31 
(Code) 

Wertpunkte 
(WP) gem. 

Biotopwertliste

Naturschutz‐
fachliche 

Bedeutung gem. 
Biotopwertliste  

Bewertung 
gemäß 

Leitfaden32 

Fläche in 
m² 

Intensivgrünland  G11  3  gering  3  1.535

 

 
29   Biotopwertliste zur Anwendung der Bayerischen Kompensationsverordnung (BayKompV), Stand 28.02.2014,   mit redaktionellen 

Änderungen vom 31.03.14) 
30   Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Ein Leitfaden, Stand Dezember 2021, Seite 15, 
31   Biotopwertliste zur Anwendung der Bayerischen Kompensationsverordnung (BayKompV), Stand 28.02.2014,   mit redaktionellen 

Änderungen vom 31.03.14) 
32   Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Ein Leitfaden, Stand Dezember 2021, Seite 15, 
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Einstufung und Bewertung des Zustandes des Plangebietes (Ausgangszustand) in Bezug auf 
das Landschaftsbild (zu Schritt 1):  

Angrenzende große intensiv genutzte landwirtschaftliche Flächen sind landschaftsbild-
prägend, mit Wald / Forstbeständen auf dem Steinberg und „Am Abbrennten Berg“ 
(siehe unter anderem Abbildung 15). Der unmittelbare Geltungsbereich des Bebauungs-
plans kann auf Grund der kleinflächigen Nutzung als Grünland, der angrenzenden vor-
handenen Nutzung (Friedhof mit Parkplatz und Kapelle), bzw. der zulässigen geplanten 
Bebauung (FNP: nördlich ist ein Mischgebiet dargestellt) nicht als landschaftsbildprägend 
eingestuft werden (siehe hierzu „6.2.6 Schutzgut Landschaft / Erholung“ ab Seite 58).   
 

Schritt 2: Ermittlung der Eingriffsschwere  

„Nachdem der Ausgangszustand der Schutzgüter im Untersuchungsraum ermittelt und 
bewertet worden ist, werden die möglichen Auswirkungen des Eingriffs auf die Funktions- 
und Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und des Landschaftsbilds prognostiziert. Die 
Erheblichkeit der Beeinträchtigung ist von der Intensität des Eingriffs, also der Stärke, 
Dauer und Reichweite der Wirkungen und von der Empfindlichkeit der betroffenen 
Schutzgüter, die sich in der jeweiligen Funktionsausprägung niederschlägt, abhängig und 
im jeweiligen Einzelfall zu prognostizieren. Soweit möglich, sind dabei die direkten und 
indirekten bau-, anlagen- und betriebsbedingten Wirkungen der vor-gesehenen Be-
bauung zu berücksichtigen. 
Die Ausgestaltung der geplanten Bebauung (insbesondere Anordnung und Dichte) be-
einflusst die Intensität der konkreten Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft. So 
gehen etwa als Folge einer Versiegelung nahezu alle Schutzgutfunktionen verloren. Der 
Bebauungsplan legt Art und Maß der baulichen Nutzung in Form eines äußeren Gesamt-
rahmens fest. Somit kann auch die Schwere der Beeinträchtigungen auf Natur und Land-
schaft überschlägig aus dem Maß der vorgesehenen baulichen Nutzung abgeleitet 
werden. Hierzu dient die Grundflächenzahl (GRZ)“ 33.  

„Für eine praxisgerechte Ermittlung bietet 
sich bei den beiden Gruppen der BNT mit 
einer geringen bzw. mittleren natur-
schutzfachlichen Bedeutung als Beein-
trächtigungsfaktor die Grundflächenzahl 
(GRZ) bzw. die Grundfläche an. Über 
diesen Beeinträchtigungsfaktor sind auch 
Freiflächen abgedeckt, die zu Baugrund-
stücken gehören, d.h. Grünflächen oder 
Erschließungsflächen auf den Baugrund-
stücken werden grundsätzlich nicht se-
parat behandelt. Dasselbe gilt für die dem 
Baugebiet zugeordnete und ihm dienende 
verkehrsübliche Erschließung. (…)  

Bei einer Betroffenheit von Biotop- und 
Nutzungstypen hoher naturschutz-
fachlicher Bedeutung (z.B. geschützte 
Biotope, FFH-Lebensraumtypen) wird da-
gegen grundsätzlich von einem Totalver-
lust ausgegangen und pauschal der Be-
einträchtigungsfaktor 1 verwendet.“ 
(Leitfaden, Stand Dez. 2021, Seite 18).  

    Das bedeutet im Überblick:    
 

 
Abbildung 20:  Bewertung gemäß Leitfaden, S. 18  

Die Ermittlung der Eingriffsschwere ist 
Grundlage der Bewertung und wird in der Er-
mittlung des Ausgleichsbedarfs (Schutzgut 
Arten- und Lebensräume) unten bei Schritt 3 
zu Grunde gelegt.  
 

 

 
33   Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Ein Leitfaden, Stand Dezember 2021, Seite 18 
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Ermittlung der Eingriffsschwere in Bezug auf das Landschaftsbild (zu Schritt 2):  

Vermeidungsmaßnahmen können die Auswirkungen der Planung reduzieren und 
tragen zur Verminderung des Eingriffes in das Schutzgut Landschaftsbild bei. Hierzu 
gehören die Festsetzungen zu Bepflanzungen (bei „1.21 Eingriffs-Ausgleichsregelung“ mit 
Maßnahmenbeschreibung festgesetzt) sowie die Festsetzungen zur baulichen Gestaltung 
(maximale Höhe baulicher Anlagen …). Das natürliche Landschaftsrelief ist zu erhalten. 
Das Gelände darf in seinem natürlichen Verlauf nicht wesentlich verändert werden. Auf-
schüttungen und Abgrabungen sind weitestgehend zu vermeiden. Es sind bei Verwirk-
lichung der Vermeidungsmaßnahmen Umweltauswirkungen geringer Erheblichkeit für das 
Landschaftsbild und die Erholungseignung zu erwarten.  
 

Schritt 3: Ermittlung des Ausgleichsbedarfs  

Im Baugebiet wurde eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,5 festgesetzt:   

Die Ermittlung des Ausgleichsbedarfs nach der naturschutzfachlichen Bedeutung des 
Schutzgutes Arten- und Lebensräume erfolgt auf Grundlage der Bestandserfassung 
und –bewertung.  

Zudem wird bei der Ermittlung des Kompensationsbedarfs der Planungsfaktor berück-
sichtigt. Durch „Optimierung der Planung durch Vermeidungsmaßnahmen am Ort 
des Eingriffs“ (Vermeidungsmaßnahmen gemäß Anlage 2 des Leitfadens34) kann der er-
mittelte Ausgleichsbedarf um bis zu 20 % reduziert werden. „Voraussetzung ist, dass die 
Vermeidungsmaßnahmen rechtlich verbindlich gesichert sind (z.B. festgesetzt nach §9 
BauGB oder vertraglich vereinbart nach § 11BauGB) und ihre positive Wirkungen pro-
gnostisch quantifiziert und qualifiziert bewertet werden können“ (Leitfaden, Seite 19). 

Als Grundlage dient die „Matrix zur Ermittlung des Ausgleichsbedarfs“ des Leitfadens 
(siehe folgende Abbildung 21). 

 
Abbildung 21:  Matrix zur Ermittlung des Ausgleichsbedarfs (Leitfaden, Stand Dez. 2021, Abb. 8 auf Seite 19 des Leitfadens).  

 

Für das Planungsgebiet wurde unter Berücksichtigung des Planungsfaktors folgender Aus‐
gleichsbedarf des Schutzgutes Arten‐ und Lebensräume ermittelt (zu Schritt 3):  

Flächen für den Gemeinbedarf (Feuerwehr) - GRZ = 0,5 
 

Bezeichnung1) 

Bewertung des 
Schutzgutes 
Arten‐ und 

Lebensräume2) 

Fläche 
 in m² 

Be‐
wertung 
(WP)3) 

Beeinträch‐
tigungsfaktor4) 

Ausgleichs‐
bedarf (WP) 

Intensivgrünland; BNT (Code): G11, 
WP: 3  

gering  1.535  3  0,5   2.303 

  Summe Eingriffsfläche  1.535 m²       

Summe des Ausgleichsbedarfs (Schutzgut Arten- und Lebensräume) in 
Wertpunkten - ohne Anrechnung des Planungsfaktors  
   

 
34   Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Ein Leitfaden, Stand Dezember 2021, Anlage 2: 

Vermeidungsmaßahmen und Hinweise zur Anwendung des Planungsfaktors, Seite 40, 
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Planungsfaktor Begründung Sicherung  

Naturnahe Gestaltung privater 
Grünflächen,  
Anlage einer Baumreihe entlang der 
Straße,  
Pflanzung von Obstbäumen und 
Anlage einer naturnahen Hecke  

Gehölzpflanzungen auf den privaten Grünflächen 
(standortgerechte, heimische Bäume und 
Sträucher) können einen wichtigen Lebensraum für 
Tiere und Pflanzen darstellen. Sie leisten zudem 
einen positiven Beitrag für das Mikroklima.  
Die Anlage einer Baumreihe ist als Eingriffs‐
minderung für das Schutzgut Landschaftsbild zu 
sehen. 

Festsetzung in 
BPlan auf Grund‐
lage § 9 Abs. 1 
Nr. 15 und 25 
BauGB: Fest‐
setzungen zu 
Pflanzungen unter 
Ziff. 1.17  

5 % 

       

Summe (max. 20 %) 5 % 
 

Endsumme des Ausgleichsbedarfs (Schutzgut Arten- und Lebensräume, und  
sonstige Schutzgüter, mit Ausnahme „Landschaftsbild“)   in Wertpunkten  
(mit Anrechnung des Planungsfaktors)  

2.188 WP 
 

 

Erläuterungen zur Tabelle:  
1): Bezeichnung gemäß Biotopwertliste BayKompV (BNT, WP)  
2): naturschutzfachliche Bedeutung gem. Biotopwertliste (BayKompV): gering (1‐5 WP), mittel (6‐10 WP), hoch (11‐15 WP)   
3): Bewertung (WP) gemäß Leitfaden "Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft", Stand Dez. 2021, S. 15; BNT mit geringer 
naturschutzfachlicher Bedeutung: pauschal 3 WP, BNT mit mittlerer naturschutzfachlicher Bedeutung: pauschal 8 WP, BNT 
mit hoher naturschutzfachlicher Bedeutung: Wertpunkte (WP) gemäß Biotopwertliste (BayKompV)  
4): Beeinträchtigungsfaktor gemäß Leitfaden "Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft", Stand Dez. 2021, S. 18: Beein‐
trächtigungsfaktor = GRZ bei Eingriffen in BNT mit geringer bis mittlerer naturschutzfachlicher Bedeutung, Beeinträchtigungs‐
faktor = 1 bei Eingriffen in BNT mit hoher naturschutzfachlicher Bedeutung.  

 

Ausgleichsbedarf für das Schutzgut Landschaftsbild  (Ermittlung – Schritt 3): 

„Der Ausgleichsbedarf für das Schutzgut Landschaftsbild wird aufgrund der sehr 
spezifischen Eigenart dieses Schutzgutes immer gesondert verbal-argumentativ er-
mittelt“35.  

Jeder Eingriff, jede Bebauung verändert das Orts- und Landschaftsbild im unmittelbaren 
Vorhabensbereich grundlegend. Im Zuge des Bauvorhabens wird auf als Intensivgrünland 
genutzten Flächen ein neues Feuerwehrgerätehaus errichtet, es werden Aufstell- sowie 
Stellplätze angelegt. Die Fläche ist im Anschluss zum bestehenden Friedhof, sowie zu 
einer im Flächennutzungsplan dargestellten Mischgebietsfläche.  

Vermeidungsmaßnahmen können wie oben aufgeführt (Schritt 2) und bei „1.21 Ein-
griffs-Ausgleichsregelung“ (mit Maßnahmenbeschreibung) festgesetzt, die Auswirkungen 
reduzieren und tragen zur Eingriffsminimierung in das Schutzgut Landschaftsbild bei. 
Insbesondere die Eingrünungsmaßnahmen mit ausreichend großen Bäumen und Obst-
bäumen tragen zur Einbindung der Fläche und der neuen Bebauung in das Orts- und 
Landschaftsbild bei.  

Ein zusätzlicher Ausgleichsbedarf in Wertpunkten für das Schutzgut Landschaftsbild 
(zusätzlich zu dem bei „Schutzgut Arten- und Lebensräume“ ermittelten Bedarf) ist bei 
Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen (Eingrünung mit Baumreihe entlang der 
Straße sowie weiteren Gehölzpflanzungen, wie etwa eine streuobstartige Obstbaumreihe 
am Flurweg im Süden) nicht erforderlich.  

 

 
35   Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Ein Leitfaden, Stand Dezember 2021, Seite 20.  
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6.4.3 Ermittlung von Ausgleichsmaßnahmen  

Schritt 4: Auswahl von geeigneten Ausgleichsmaßnahmen / Maß‐
nahmenkonzept 

„Zunächst bedarf es einer Erfassung und Bewertung des Ausgangszustands der in 
Betracht kommenden Ausgleichsflächen. Die in Schritt 1 dargelegten Empfehlungen 
gelten entsprechend, wobei an dieser Stelle keine pauschale, sondern eine konkrete 
flächenscharfe Erfassung der jeweiligen Merkmale und Ausprägungen der BNT vor-
genommen wird.  

Ausgehend von der Bestandserfassung und -bewertung wird ein Ausgleichskonzept ent-
wickelt, indem die erforderlichen Maßnahmen und die hierfür notwendigen Flächen aus-
gewählt“ 

36. Der Ausgleich des Schutzguts Arten und Lebensräume erfolgt intern auf 
Teilflächen der Fl.Nr. 333. Wie oben dargelegt (Schritt 3) ist für das Schutzgut Land-
schaftsbild kein zusätzlicher Ausgleichsbedarf in Wertpunkten erforderlich.  

 

Schritt 5: Bestimmung des Umfangs, Bewertung von Ausgleichsmaß‐
nahmen / Bilanzierung 

„Der Ausgleichsumfang für flächenbezogen bewertbare Merkmale und Ausprägungen des 
Schutzguts Arten und Lebensräume erfolgt in Wertpunkten gemäß der Berechnungsformel in 
der folgenden Matrix: 

 
…“.37 

 

 
36   Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Ein Leitfaden, Stand Dezember 2021,  Seite 20f 
37   Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Ein Leitfaden, Stand Dezember 2021,  Seite 23f 
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Interne Ausgleichsflächen 

Der interne Ausgleich erfolgt im Süden des Geltungsbereiches auf einer Teilfläche der 
Fl.Nr. 333, Gemarkung Trautmannshofen. Die Gesamtgröße der Ausgleichsfläche 
beträgt ca. 1.390 m². Die Fläche wird derzeit als intensives Grünland genutzt.  

Für die interne Ausgleichsfläche wurde - auf Grundlage des fortgeschriebenen Leit-
fadens40 - Stand Dezember 2021, folgender Ausgleichsumfang in Wertpunkten ermittelt: 

Interne Ausgleichsflächen  
Ausgleichsumfang für das Schutzgut Arten und Lebensräume in Wertpunkten (WP) 

  Ausgangszustand nach der 
BNT‐Liste 

Prognosezustand nach der BNT‐Liste Ausgleichsmaßnahme

Nr.  Code  Bezeichnung1)  Be‐
wer‐
tung 
in 
WP1) 

Code  Bezeichnung1)  Be‐
wer‐
tung 
in 
WP1) 

Berück‐
sichtigung 
Prognose‐
wert2) 

Auf‐
wer‐
tung 

Fläche 
in m² 

Ausgleichs‐
umfang  
in WP 

Teil‐
fläche 
von 
Fl.Nr. 
333 

G11 
Intensiv‐
grünland 

3  B432 

Streuobstbestände im 
Komplex mit intensiv 
bis extensiv 
genutztem‐Grünland 

10  9  6  160  960 

G11 
Intensiv‐
grünland 

3  B112 
Mesophiles Gebüsch / 
Hecken 

10  10  7  140  980 

G11 
Intensiv‐
grünland 

3  G212 
Mäßig extensiv 
genutztes, arten‐
reiches Grünland 

8  8  5  890  4.450 

interne Ausgleichsfläche  1.190   
   

Summe Ausgleichsumfang für das Schutzgut Arten und Lebensräume (in 
Wertpunkten) - Interne Ausgleichsflächen  

6.390 WP

 

Erläuterungen zur Tabelle: 

1)  siehe Biotopwertliste der Bayerischen Kompensationsverordnung (BayKompV) 

2) "Maßnahmen können aber auch in Abhängigkeit vom Ausgangsbiotoptyp eine längere Ent-
wicklungszeit bis zur vollständigen Funktionsfähigkeit (Endzustand) in Anspruch nehmen. Für 
solche Fälle trägt die Festschreibung des Prognosezustands auf 25 Jahre der zeitlich erst späteren 
Wiederherstellung der vollen Funktionsfähigkeit des jeweiligen Zielbiotop- und Nutzungstyps 
(„Timelag“) Rechnung, indem nur der nach 25 Jahren erreichte Zustand in Ansatz gebracht 
werden kann. Dies geschieht durch einen Abschlag von dem Biotopwert, der erst mit Erreichung des 
Endzustands des Zielbiotoptyps anzunehmen ist. 

Zur Anwendung und Höhe des Abschlags kann wie folgt vorgegangen werden:" 41 

 

   

 
38   Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Ein Leitfaden, Stand Dezember 2021 
40   Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Ein Leitfaden, Stand Dezember 2021 
41   Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Ein Leitfaden, Stand Dezember 2021, Seite 25 
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Bilanzierung - Ausgleichsbedarf und Ausgleichsumfang   

 Wertpunkte Fläche 

Ausgleichsumfang interne Ausgleichsfläche 
(Teilfl. Fl.Nr. 333)  

6.390 ca. 1.190 m² 

Ausgleichsbedarf  
Flächen für Gemeinbedarf (Feuerwehr) 

2.188 ca. 405 m² 

Differenz (Überschuss) 4.202 ca. 785 m² 

 
Der Ausgleich kann vollständig auf den internen Ausgleichsflächen erbracht 
werden.  

Dem Bebauungsplan „Feuerwehrhaus Trautmannshofen“ wird eine Fläche von 
405 m² zugeordnet (2.188 m² / 5,4; gesamter Ausgleichsumfang: 6.550 WP, Gesamt-
fläche: 1.190 m², entspricht ca. 5,4 WP pro m²)  

Es verbleibt ein Überschuss von ca. 4.202 Wertpunkten (entspricht ca. 785 m²). Dieser 
kann und soll dem Ökokonto der Gemeinde gutgeschrieben werden. 

 
Landschaftspflegerische Maßnahmen  

Zur Kompensation der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft sind auf der 
internen Ausgleichsfläche  folgende landschaftspflegerische Maßnahmen 
durchzuführen: 

Be‐
schreibung 
Fläche 

Fläche  Ausgangszustand / Entwicklungsziele / Maßnahmen und Pflege  

Teilfläche 
der 
Fl.Nr. 333, 
Gmk. Traut‐
manns‐
hofen  

160 m²  Ausgangszustand: Intensivgrünland 

Entwicklungsziel: Streuobstbestand in Komplex mit intensiv bis extensiv genutztem 
Grünland (BNT: 43242) 

Maßnahmen und Pflege: 

o Pflanzung von mindestens 3 Hochstamm‐Obstbäumen,  
untere Astreihe mit mindestens 2,20 m Abstand zum Boden  
(einschließlich erforderlicher Maßnahmen wie Pflocken, Anbinden, Gießen, Aus‐
schneiden …), Mindestpflanzqualität: Hochstamm (HSt.), 3xv, m.B. 
14‐16 cm Stammumfang 

o Entwicklung von extensivem Grünland:   
nach Ausmagerung, z.B. durch mehrmaligen Anbau starkzehrender Feldfrüchte 
ohne Düngung oder Abtrag des nährstoffreichen Oberbodens:  Aussaat 
standortgerechter Wiesenarten aus dem Naturraum (zum Beispiel durch das 
Ausbringen artenreicher Wiesen aus dem Naturraum), Ursprungsgebiet für 
gebietseigenes Saatgut: „Fränkische Alb“.  
1‐2‐malige Beweidung oder Mahd pro Jahr mit Mahdgutabfuhr, nicht vor dem 
15. Juni eines Jahres.   
Auf allen Ausgleichsflächen: sofortiger Verzicht auf jegliche Düngung und 
chemischen Pflanzenschutz. 

 

 
42   Biotopwertliste zur Anwendung der Bayerischen Kompensationsverordnung (BayKompV), Stand 28.02.2014,   mit redaktionellen 

Änderungen vom 31.03.14) 
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Teilfläche 
der 
Fl.Nr. 333, 
Gmk. Traut‐
manns‐
hofen 

140 m²  Ausgangszustand: Intensivgrünland 

Entwicklungsziel: Naturnahe strukturreiche Hecke / Feldgehölz mit magerem, relativ 
artenreichem Saum, Hochstaudenbereichen und erhöhtem Anteil an Strukturen 
(Lesesteinhaufen, Totholz…), (BNT: B112) 

Maßnahmen und Pflege: 

o Pflanzung einer zwei‐ bis dreireihigen Hecke aus standortgerechten, heimischen 
Arten, mit vorgelagertem Hochstaudensaum; Breite mind. 3 m.  
Pflege: alle 10 Jahre abschnittsweise Auf‐den‐Stock‐Setzen der Hecke (maximal 
10 Meter lange Abschnitte, maximal 1/3 der Länge), abschnittsweise Mahd oder 
/ und Beweidung des Saums alle ein bis zwei Jahre. 

o Pflanzung von standortgerechten, heimischen Sträuchern, Verwendung von 
gebietseigenen (autochthonen) Gehölzen. 

o Anreicherung mit Kleinbiotopen (Lesesteinhaufen und Totholz). 

Teilfläche 
der 
Fl.Nr. 333, 
Gmk. Traut‐
manns‐
hofen 

890 m²  Ausgangszustand: Intensivgrünland 

Entwicklungsziel: Mäßig extensiv genutztes, artenreiches Grünland (BNT: G212).  

o Entwicklung von extensivem Grünland:   
nach Ausmagerung, z.B. durch häufige Mahd in den ersten Jahren:   
Aussaat standortgerechter Wiesenarten aus dem Naturraum (zum Beispiel durch 
das Ausbringen des Mahdguts artenreicher Wiesen aus dem Naturraum), 
Herkunftsregion Saatgut „Fränkische Alb“.  
1‐2 malige Beweidung oder Mahd pro Jahr mit Mahdgutabfuhr, nicht vor dem 
15. Juni eines Jahres.   
Auf allen Ausgleichsflächen: sofortiger Verzicht auf jegliche Düngung und 
chemischen Pflanzenschutz. 

 

Umsetzung und Sicherung der Kompensationsmaßnahmen  

Die Maßnahmen sind spätestens 1 Jahr nach Erschließungsbeginn umzusetzen. Die im 
Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung festgelegten Ausgleichsflächen sind 
nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes an das Ökoflächenkataster beim Bayerischen 
Landesamt für Umweltschutz, Außenstelle Nordbayern, Kulmbach zu melden.  
Die Pflanzenarten der dem Bebauungsplan beiliegenden Listen sind bei Pflanzmaßnahmen 
in Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, sowie bei Pflanzgebot nach § 178 
BauGB zu verwenden. Auf diesen Flächen dürfen keine anderen (standortfremden) Arten 
verwendet werden.  
Die Ausgleichsflächen müssen im Bebauungsplan gesichert sein, anstelle von Dar-
stellungen und Festsetzungen „können auch städtebauliche Verträge oder sonstige ge-
eignete Maßnahmen auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen getroffen werden“ 
(§ 1a Abs. 3 Satz 3 BauGB + Leitfaden „Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“). Um die 
Sicherung des angestrebten Zustands der Ausgleichsflächen zu gewährleisten, ist bei 
Ausgleichsflächen, die nicht im Eigentum der Gemeinde sind, die Bestellung einer un-
befristeten beschränkten persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Gemeinde erforder-
lich. Diese Sicherung ist von der Gemeinde zu veranlassen.  
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 Beschreibung der verwendeten Methodik und 
Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislücken 

Wie bei allen Eingriffsvorhaben ist auch im vorliegenden Fall zu prüfen, in wieweit bei den 
europarechtlich geschützten Arten (Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie, europäische 
Vogelarten) und den sonstigen nach nationalem Recht streng geschützten Arten 
Verbotstatbestände im Sinne von § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG ausgelöst 
werden: Siehe hierzu die Ausführungen auf Seite 55.    

Für die Bearbeitung der Eingriffsregelung wurde ein Verfahren angewendet, das im 
Wesentlichen dem Regelverfahren des bayerischen Leitfadens zur Eingriffsregelung ent-
spricht (aus diesem abgeleitet ist).  

Als Grundlage für die verbal-argumentative Bewertung der Auswirkungen auf die 
Schutzgüter und die dreistufige Bewertung wurden eigene Erhebungen sowie vor-
handene Datenquellen herangezogen.  

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen und Kenntnislücken bestehen 
insofern: Die Grundwasserabstände sind aktuell nicht bekannt.   

 

 Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring)  

Nach § 4c BauGB haben die Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkungen der Bau-
flächenausweisung zu überwachen, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Aus-
wirkungen zu ermitteln und gegebenenfalls Abhilfemaßnahmen zu ergreifen. Die Maß-
nahmen zum Monitoring sind laufend durchzuführen und nach Umsetzung der Bebauung 
in einem abschließenden Bericht zu dokumentieren.   

Die Maßnahmen zum Monitoring stellen sich wie folgt dar:  
 Überwachung der Realisierung und des dauerhaften Erhalts bzw. Pflege der Aus-

gleichsmaßnahmen sowie der privaten  Begrünungsmaßnahmen entsprechend den 
Festsetzungen.  

 

 Allgemein verständliche Zusammenfassung 
 

Der Markt Lauterhofen plant die Aufstellung des Bebauungsplanes „Feuerwehrhaus Traut-
mannshofen“. Der räumliche Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 2.930 m² 
(0,3 ha). Um den gesetzlichen Anforderungen nach Durchführung einer sogenannten Um-
weltprüfung Rechnung zu tragen, ist ein Umweltbericht als Teil der Begründung des Bau-
leitplanes zu erstellen.  
Durch die Ausweisung des Gebietes wird in einem intensiv landwirtschaftlich genutzten 
Bereich, im Anschluss an eine im Flächennutzungsplan als Mischgebiet ausgewiesene 
Fläche, eine neue Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Feuerwehr ge-
schaffen. Dadurch wird auf die Inanspruchnahme evtl. höherwertiger Flächen verzichtet, 
nicht vermehrbare Ressourcen werden geschont und nachteilige Auswirkungen auf die 
Umwelt werden vermieden.  
Im vorliegenden Umweltbericht werden die derzeitigen Verhältnisse bezüglich der 
Schutzgüter im Einzelnen beschrieben und die Auswirkungen des Bauleitplanes auf die 
Schutzgüter erläutert und bewertet.  
Zusammenfassend betrachtet entstehen durch die geplante Ausweisung im Bebauungs-
plan und die Realisierung der Bebauung in erster Linie Beeinträchtigungen des Schutz-
gutes „Fläche / Boden“ (Flächenverlust nicht ausgleichbar), sowie der Schutzgüter 
„Arten und Lebensräume“ und „Landschaft“ (Orts- und Landschaftsbild), die aber 
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teilweise durch Vermeidungsmaßnahmen unerheblich werden oder ausgeglichen werden. 
  

Die nachstehende Tabelle zeigt die Ergebnisse im Überblick:  

Schutzgut  Wesentliche Wirkungen /Betroffenheit   Bewertung 
(Erheblichkeit)  

Fläche / Boden   Versiegelung durch Anlage von Gebäuden, Zufahrten und 
Stellflächen, keine naturnahen oder seltenen Böden 
betroffen.  Es erfolgt der nicht ausgleichbare Verlust von 
etwa 2.390 m² landwirtschaftlich genutzter Fläche.  

mittel  

Luft / Klima   Kaltluftentstehungsflächen ohne Bezug zu Belastungs‐
gebieten betroffen.  

gering 

Wasser   Überschwemmungsgebiete, Wasserschutzgebiete oder Ober‐
flächengewässer sind nicht betroffen. Verringerte Grund‐
wasserneubildung durch Versiegelung, aber soweit möglich 
(in geringem Umfang) Versickerung und Rückhaltung vor Ort.  

gering ‐ mittel  

Tiere und Pflanzen, 
biologische Vielfalt  

Verlust von Intensivgrünland. Es sind keine Flächen mit 
komplexem ökologischem Wirkungsgefüge betroffen.  
Die Auswirkungen auf die Pflanzen‐ und Tierwelt / Arten und 
Lebensräume sind auf Grund der bisherigen Nutzung eher 
gering. Bei Beachtung der Vermeidungsmaßnahmen werden 
voraussichtlich insgesamt keine Verbotstatbestände nach 
§ 44 BNatSchG hervorgerufen. 

gering 

Landschaft / Erholung   Beeinträchtigungen des Orts‐ und Landschaftsbildes durch 
Baukörper möglich, jedoch durch verbindliche Festsetzungen 
zur Gebäudehöhe begrenzt. Die geplanten Eingrünungs‐
maßnahmen (Baum‐ und Heckenpflanzungen) tragen zur 
Verminderung der Auswirkungen bei.  An der bisherigen 
geringen Erholungseignung ändert der Eingriff nichts.  

gering 

Mensch / Gesundheit   Verlust siedlungsnaher Freiflächen.   gering  

Kultur‐ und sonstige 
Sachgüter  

Keine Bodendenkmale vorhanden; bei evtl. Bodenfunden sind 
die gesetzlichen Vorgaben einzuhalten. 

nicht betroffen / 
nicht beeinträchtigt  

Wechselwirkungen 
zwischen den 
Schutzgütern  

Es entstehen keine erheblichen zusätzlichen Belastungen 
durch Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern.   

nicht betroffen  

Auswirkungen bei 
schweren Unfällen 
oder Katastrophen  

Keine zusätzlichen Auswirkungen aufgrund der Anfälligkeit 
der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für 
schwere Unfälle oder Katastrophen.  

voraussichtlich 
nicht betroffen 

Tabelle 1 – Schutzgüter und Auswirkungen  

 

Es werden Maßnahmen zur Eingriffsvermeidung und -minimierung aufgezeigt. Nicht ver-
meidbare Auswirkungen werden  im Geltungsbereich ausgeglichen.  
Insgesamt ist das Vorhaben unter Berücksichtigung der Vermeidungs- und Minderungs-
maßnahmen als umweltverträglich anzusehen. Standorte mit geringeren Auswirkungen 
auf die Schutzgüter gibt es nicht bzw. stehen nicht zur Verfügung.  
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 Referenzliste der Quellen  

Referenzliste der Quellen, die für die im Bericht enthaltenen Beschreibungen und 
Bewertungen herangezogen wurden – nach Anlage 1 Abs. 3 d BauGB.  
Bayerische Kompensationsverordnung (BayKompV) - Arbeitshilfe zur Biotopwertliste - Verbale 

Kurzbeschreibungen; Herausgeber: Bayerisches Landesamt für Umweltschutz (LfU) Juli 2014  
Bayerischer DENKMAL-ATLAS  - www.geoportal.bayern.de/bayernatlas-klassik/ - September 2022  
Bayerischer Leitfaden zur Eingriffsplanung in der Bauleitplanung „Bauen im Einklang mit Natur und 

Landschaft“ (ergänzte Fassung vom Januar 2003); Fortschreibung Dezember 2021 
Bayerisches Fachinformationssystem Naturschutz - FIN-WEB (Online-Viewer)  http://fisnat.bayern.de/finweb/  - 

September 2022  
Bayern-Atlas https://geoportal.bayern.de/bayernatlas  -  September/Oktober 2022  
Entwurf – Neubau Feuerwehrhaus Trautmannshofen, Betzenriedweg, 92283 Trautmannshofen, Planer: 

Architekturbüro Atelier 13 GmbH, Hersbruck, Stand 27.10.2022 
Flächennutzungsplanänderung Trautmannshofen vom 09.06.2005 - ERMISCH & PARTNER Roth 
Flächennutzungsplan Markt Lauterhofen Vorentwurf vom 14.07.2022 - Team 4 BAUERNSCHMITT … Nürnberg  
Geologische Karte von Bayern 1:500.000  https://geoportal.bayern.de/bayernatlas/... – September 2022  
Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP): Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 

- vom 22. August 2013, geändert durch Verordnung vom 21. Februar 2018 -  
https://www.landesentwicklung-bayern.de/instrumente/landesentwicklungs-
programm/landesentwicklungsprogramm-bayern-lep-nichtamtliche-lesefassung-stand-2020/  

Leitfaden zur Verwendung gebietseigener Gehölze – Herausgeber Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (BMU) - Januar 2012  

Luftbild https://geoportal.bayern.de/bayernatlas/ - September 2022  
Regionalplan der Region Regensburg (11) mit Text und Karten 

https://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/service/landes_und_regionalplanung/regionalplanung/index.html 
Übersichtsbodenkarte von Bayern 1:25.000 https://geoportal.bayern.de/bayernatlas/ - September 2022 
Verordnung über die Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft (Bayerische Kompensations-

verordnung – BayKompV) vom 7. August 2013 (Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 15/2013  -  
517) 

Höhenangaben: Geoportal Bayern https://geoportal.bayern.de/bayernatlas/...  
 
 

 
Aufgestellt,  27. Juli 2023, mit redaktionellen Änderungen bis 03.08.2023  
 

Renner + Hartmann Consult GmbH  
Ingenieurbüro für Bau- und Umwelttechnik 
Marienstraße 6 - 92224 Amberg   
Tel.: 09621/4860-0 Fax: 09621/4860-49  
Landschaftsarchitekten Dipl.-Ing. (FH)  Martina Kohl, Dipl.-Ing. (FH) Hans-Jürgen Tiefel    
info@renner-consult.de  www.renner-consult.de   
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 Anhang  zur  Begründung  des  Bebauungsplans  ‐ 
Artenliste 

 

Artenliste (Naturraum "Mittlere Frankenalb")  
 

1.  Großbäume 
 

Acer platanoides (Spitz-Ahorn) 

Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn) 

Fraxinus excelsior (Gewöhnliche Esche) 

Fagus sylvatica (Rotbuche) 

Quercus robur (Stiel-Eiche) 

Quercus petraea (Trauben-Eiche)  trockener Standort 

Tilia cordata (Winter-Linde) 
 

2.  Kleinbäume 
 

Carpinus betulus (Hainbuche)  

Pyrus communis (Wild-Birne)  

Prunus avium (Wild-Kirsche)  

Prunus padus (Trauben-Kirsche)  feuchter Standort 

Populus tremula (Zitter-Pappel)  

Sorbus aucuparia (Vogelbeere)  

Obstbäume  Hochstamm, alte bewährte Sorten 

Soweit möglich sind hiesige Obstbaum-Sorten (lokale und alte bewährte Sorten), soweit bei örtlichen 
Baumschulen erhältlich, zu verwenden. Aktuelle Listen sind beim Kreisfachberater erhältlich. 

 

3.  Sträucher  
 

Cornus sanguinea (Hartriegel)  trockener/warmer Standort  

Corylus avellana (Hasel) 

Crataegus laevigata (zweigriffeliger Weißdorn)  trockener Standort  

Crataegus monogyna (eingriffeliger Weißdorn)  trockener Standort  

Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen) 

Lonicera xylosteum (Heckenkirsche) 

Prunus spinosa (Schlehe)  

Rhamnus catharticus (Kreuzdorn)  trockener Standort 

Rhamnus frangula (Faulbaum)  feuchter Standort  

Rosa canina (Hunds-Rose)  trockener/warmer Standort       

Salix aurita (Öhrchenweide)  feuchter Standort  

Salix caprea (Salweide) 

Salix purpurea (Purpur-Weide)  feuchter Standort  

Salix triandra (Mandelweide) 

Sambucus nigra (Schwarzer Holunder) 

Sambucus racemosa (Trauben-Holunder) 

Viburnum lantana (Wolliger Schneeball)  trockener Standort 

Viburnum opulus (Gewöhnlicher Schneeball)  feuchter Standort  
 

4.  Bodendeckende Sträucher und Kletterpflanzen  
 

Hedera helix (Efeu) 

Rubus caesius (Kratzbeere)  feuchter Standort    

Rubus fruticosus agg. (Brombeere)    

Rubus idaeus (Himbeere) 



    ANHANG  
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Hinweise: 

- Für Streuobstwiesen ist eine Bepflanzung mit einheimischen, alten, bewährten Obstbaum-Sorten nach 
Rücksprache mit dem Landratsamt Neumarkt i. d. OPf. vorzusehen. 

- Die Eichen-Arten sind auf Grund der Allergiegefahr durch den Eichenprozessionsspinner problematisch, 
besonders in Bereichen welche dem Aufenthalt von Menschen dienen (Kontrolle und Ausbringen von 
Häutungshemmern erforderlich).   

- Die Verwendung der Ahorn-Arten, besonders des Berg-Ahorns, im Siedlungsbereich ist kaum mehr 
möglich auf Grund der Ahorn-Rußrindenkrankheit, die Atemwegsprobleme verursachen kann.  

- Seit dem 1. März 2020 gilt in der freien Natur (zum Beispiel für externe Ausgleichsflächen) § 40 
BNatSchG uneingeschränkt: „Das Ausbringen von Pflanzen in der freien Natur, deren Art in dem 
betreffenden Gebiet in freier Natur nicht oder seit mehr als 100 Jahren nicht mehr vorkommt, sowie von 
Tieren bedarf der Genehmigung der zuständigen Behörde“.              

 


